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befreien wir uns ſelbſt?“
Wilſon hat wieder einmal eine Rede gehalten, in der

er den heiligen Krieg der Weltdemokratie
gegen die deutſche Autokratie ankündigt. Jn
der deutſchen Preſſe wird ihm darauf mit Recht zweierlei
erwidert werden: Erſtens, daß Wilſon zweieinhalb Jahre
lang während des Krieges die deütſche Autokratie ſeiner
freundſchaftlichſten Gefühle verſichert hat, und daß er den
notwendigen Krieg gegen ſie, ſelbſt als er ihn begann, noch
gar nicht begriffen hatte, da er ihn ganz anders, nämlich
mit der Gefährdung der amerikaniſchen Schiffahrt durch
den U-Boot-Krieg, und nur damit begründete. Zweitens,
daß es die Aufgabe des deutſchen Volkes ſelbſt iſt, die ihm
zuträgliche Staatsform zu finden und gegen innere Wider-
ſtände durchzuſetzen. Oder, wie der Reichskanzler in einer
ſeiner wunderſchönen Reden ſagte: „Wo wir von etwas zu
befreien ſind, da befreien wir uns ſelbſt!“

Dieſe beiden Einwendungen ſind unbedingt richtig, be-
dürfen aber noch einer nähern Ausführung. Was die erſte
betrifft, ſo kommt es gar nicht darauf an, was für den Prä-
ſidenten Wilſon der wirkliche Kriegsgrund iſt, ſondern nur
darauf, was das amerikaniſche Volk und die andern Völker
der Welt für den eigentlichen Kriegsgrund halten. Und
da muß man nun feſtſtellen, daß ſo ziemlich die ganze Welt

einige wohlwollende Neutrale ansgenommen feſt da-
von überzeugt iſt, daß die deutſche Autokra tie der

Feind des Friedens und der Freiheit
ſei, und daß es deshalb notwendig ſei, ſie niederzukämpfen.
Ein neues Zeugnis dafür unter zahlreichen andern iſt der
Aufruf des Präſidenten der amerikaniſchen Arbeiterver-
einigung, in dem es heißt: „Die Welt kann nicht länger
eine halbe Autokratie oder eine halbe Demokratie ertragen.
Entweder die eine oder die andre wird obſiegen.“ Der
Glaube an die deutſche Autokratte, mag er nun begründet
ſein wie ein exakt wiſſenſchaftliches Urteil oder ſo unbe-
gründet wie ein Teufels- und Herenwahn, dieſer Glaube
iſt eine Macht. Er iſt vielleicht die furchtbarſte Macht, mit

der wir zu kämpfen haben. Und nicht mit Worten, nur
durch Taten können wir ihn beſiegen.

Damit kommen wir zu dem zweiten Einwand: „Wo
wir von etwas zu befreien ſind, da befreien wir uns ſelbſt!“
Sehr richtig, ausgezeichnet aber, wenn die beſcheidene
Frage erlaubt iſt, wann fangen wir eigentlich
damit an? Wenn wir uns von dem, wovon wir zu be-
freien ſind, ſelber ſo raſch wie möglich befreien, ſchlagen wir
dem Gegner die ſtärkſte moraliſche Waffe, über die er ver-
fügt, aus der Hand. Oder ſind wir etwa von nichts zu
befreien? Antwort auf dieſe Frage geben wieder die un-
zähligen ausgezeichneten Reden des Reichskanzlers, in
denen von Wuſt und Moder und Unrat die Rede war, die
hinweggeräumt, von veralteten Vorrechten, die beſeitigt
werden müßten, von der Freiheit, die ſich dieſes herrliche
deutſche Volk durch ſeine Leiſtungen im Kriege verdient
hätte. Man kann alſo nach all dieſen Erklärungen des
Reichskanzlers unmöglich behaupten, daß das innere

Befreiungswerk Deutſchlands abgeſchloſſen
ſei, und daß wir ſchon alle Freiheit beſäßen, die wir uns
vernünftigerweiſe wünſchen können.

Auf die Ausführung dieſes innern Befreiungswerks
zu drängen, halten wir Sozialdemokraten für höchſte patri-

vtiſche Pflicht Veider finden wir damit nicht an allen
Stellen ſeien wir doch ganz aufrichtig! wir finden an
keiner Stelle außerhalb unſrer eignen Partei die er-
wünſchte Gegenliebe. Ja, mit Hilfe einer Argumentation,
die humoriſtiſch zu nehmen wäre. wäre die ganze Sache
nicht ſo verflucht ernſt, verſucht man den Spieß umzudrehen
und zu ſagen: weil das feindliche Ausland vorgibt, gegen
Deutſchland einen Kampf für die Freiheit zu führen, darum
ſei ein wirklicher Kampf um die Freiheit in Deutſchland
eine Unterſtützung des feindlichen Auslandes.

Dieſer hahnebüchene Unſinn wurde von konſervativen
Blättern ſo lange gepredigt, bis er ſelbſt von einigen zen-
tralen Behörden, die geiſtig für ihn disponiert waren, ge-

glaubt wurde. Der preußiſche Kultusminiſter, Trott zu
Solz, will jetzt den Kindern in der Schule erzählen laſſen,
daß „feindliche Agenten“ zwiſchen dem Volk und dem
Kaiſer und ſeiner Regierung Mißtrauen zu ſäen
beſtrebt ſeien. Nun wiſſen wir nicht, wer in dieſer Zeit
mehr darauf bedacht iſt, das beſagte Mißtrauen zu ſäen
als die Konſervativen und die Alldeutſchen.
Somit wären dieſe „feindliche Agenten“. Jndes ſind
wir davon überzeugt, daß der Kultusminiſter an dieſe
Gruppe von Mißtrauensſäaern nicht im entfernteſten ge-
dacht hat. Wenn er überhaupt an etwas gedacht hat
was man ſchon des Reſpekts wegen, den man den höchſten
Behörden ſchuldet, annehmen muß dann hat er an die
freiheitlich demokratiſchen Richtungen im
Volke gedacht, die allerdings zu gewiſſen preußiſchen Zen
tralſtellen in einem ganz beſonders

intimen Mißtrauensverhältnis
ſtehen. Dazu möchten wir uns nun denn doch die beſchei-
dene Anmerkung erlauben, daß nicht jeder, der den preußi-
ſchen Kultusminiſter nicht für den berufenen Mann der
ſogenannten Neuorientierung hält, ohne weiteres ein feind-
licher Agent zu ſein braucht.

Daß es Deutſche gibt, die mit Bewußtſein die
Geſchäfte des Auslandes beſorgen, iſt glücklicherweiſe nich!

einer beſtimmten Richtung ſucht und dabei im eignen
Volke auf fanatiſche Widerſtände ſtößt, der kann wohl zu
der Ueberzeugung gelangen, daß die Träger dieſer Wider
ſtände zwar nicht bewußt, aber unbewußt den Abſichten des
feindlichen Auslandes Vorſchub leiſten.

Wir halten den ſchleunigen Uebergang Deutſchlands
zu einem durch und durch freiheitlichen, demokratiſch-parla-
mentariſchen Regierungsſyſtem für eine Lebensnotwendig-
keit des deutſchen Volkes. Und wer ſich dieſem Befreiungs-
werk widerſetzt, der ſpielt nach unſrer Ueberzeugung, ohne
es zu wiſſen, das Spiel der Gegner, die auf den Nieder
bruch des Deutſchen Reiches hinarbeiten,

Eine ſtarke Linke.
Auf dem Preußentag der fortſchrittlichen

Volkspartei, der am Sonnabend und am Sonntag in
Berlin tagte, haben die beiden Hauptredner, die Abgeord-
neten Dr. Wiemer und Dr. Pachnicke, ziemlich weit-
gehende Forderungen einer freiheitlichen Reform in Reich
und Staat erhoben. Beide haben zugleich dem Gedanken
Ausdruck gegeben, daß die beſchleunigte Ausführung des
von ihnen geforderten Reformwerks die Wiederherſtellung
des Weltfriedens erleichtern würde. Wiemer ſagte:

Der entſchloſſene Ausbau des Staatsweſens in demo-
kratiſchem Geiſte wird auch die Mär zerſtören, als ſei Deutſch-
land und Preußen ein Hort volksfeindlicher Reaktion. Er wird
die Vorſtändigungerleichtern und den Friedens-
ſchluß veſchleunigen.

Ganz in dem gleichen Sinne ſprach ſich Pachnicke aus.
Er begründete die Notwendigkeit freiheitlicher Reformen
zunächſt aus der Größe der Opfer, die das Volk gebracht
habe, und fuhr dann fort:

Ebenſo gebietet die Rückſicht auf das Ausland die Be-
ſchleunigung. Die Liberaliſierung des Staats-
weſens würde das Friedenswerk erleichtern.

Aus den vorliegenden Berichten ergibt ſich nicht, daß
aus der Verſammlung irgendein Widerſpruch laut wurde.
Der Bericht verzeichnet vielmehr hinter den Referaten bei-
der Redner ſtürmiſchen Beifall. Die von ihnen vorgetra-
gene Auffaſſung darf daher wohl als die Meinung des ge-
ſamten Parteitags angeſprochen werden.

Das Ausland wird aus den Berichten entnehmen, daß
es nicht nur die große ſozialdemokratiſche Partei iſt, die
diele Einrichtungen des öffentlichen Lebens in Deutſchland
als rückſtändig empfindet. Es ſollte uns daher nicht wun-
dern. wenn die fortſchrittlichen Redner in der konſervativen
Preſſe ſcharf angefaßt und gegen ſie der Vorwurf erhoben

würde, ſie hätten dem feindlichen Ausland, das die Rück-
ſtändigkeit unſrer Staatseinrichtungen als hauptſächlichen
Grund zur Kriegsverlängerung angibt, Vorſchub geleiſtet.
Gegen einen ſolchen Tadel kann ſich eben niemand ſchützen,
der den Finger in offne Wunden legt und ausſpricht, was
iſt. Das Ausland braucht zu ſeinen Behauptungen über
Deutſchlands politiſche Rückſtändigkeit auch nicht erſt das
Zeugnis der Sozialdemokratie und der fortſchrittlichen
Volkspartei. Dieſe dem deutſchen Volk überaus ſchädlichen
Behanptungen können nicht durch Gegenbehauptungen, die
mit ſchlechte Gewiſſen aufgeſtellt werden, ſie können

nur durch die Tat widerlegt
werden.

Jm Reichstag ſitzen im ganzen etwa 160 Sozialdemo-
kraten und Linksliberale. Etwa die Hälfte der deutſchen
Wähler ſtand bei den letzten Wahlen hinter ihnen. Die ſo-
»ialdemokratiſche und die linksliberale Preſſe übertreffen
in den meiſten Gegenden des Reiches an Einfluß die reak-
tionäre Preſſe durchaus. Man darf ſich die Sache auch gar
nicht ſo vorſtellen, als ob an der Grenze, an der der Links-
liberalismus aufhört, ein geſchloſſener Block der reaktionä-
ren Geſinnung begänne. Jm Reichstag kommen Polen,
Elſäſſer und bei energiſchem Vorgehen auch Splitter andrer
Fraktionen für eine gemeinſame Aktion in Betracht. Dem-
nach wäre es vielleicht doch keine bloße Großſprecherei ge-
weſen, wenn Dr. Pachnicke ſeine Rede unter ſtürmiſchem
Beifall mit den Worten ſchloß: „Eine ſtarke Linke
erzwingt die Reform!“

Die Frage muß aber aufgeworfen werden: Wann
erzwingt die ſtarke Linke die Reform, und wie? Soll es
ſich da um Pläne handeln, für deren Ausführung Jahre
oder Jahrzehnte in Anſpruch genommen werden? Das
kann unmöglich der Fall ſein! Denn Wiemer und Pach-
nicke empfehlen übereinſtimmend die ſeiheitliche

Reform mit der Begründung, daß durch ſie eine Ver
ſtändigung erleichtert, der Friede ſchnel-
ler herbeigeführt werden könnte. Jeder Tag Krieg
koſtet ungeheure Opfer an Gut und Blut. Jeder Tag, um
den der Krieg abgekürzt wird, iſt eine gewaltige Erſparnis
an Menſchenleben und Volksvermögen. Jſt die Demokra-
tiſierung Deutſchlands als ein Mittel zur Abkürzung des
Krieges erkannt, dann darf nichts verſäumt werden, um
dieſes Mittel raſch, ja ſofort in Anwendung zu bringen.
Jeder Mangel an Energie, die zur Erreichung dieſes Zieles
aufgewendet wird, bedeutet dann geradezu einen Verrat
andendranßen kämpfenden Volksgenoſſen.
Die fortſchrittliche Volkspartei wird ſomit der Frage nicht
aus dem Wege gehen können, was ſie zu tun gedenkt, um
durch die Erzwingung innerer Reformen eine

Abkürzung des Krieges herbeizuführen.

Es darf ihr von vornherein geſagt werden, daß ſie bei
jedem ihrer Schritte, die ſie in der Richtung zu tun gedenkt,
auf die vollſte und unbedingteſte Unterſtützung der Sozial-
demokratie rechnen kann.

Nicht recht klar iſt es freilich, wie die fortſchrittliche
Volkspartei ihre neu gewonnene theoretiſche Erkenntnis
mit ihrer bisherigen Haltung gegenüber dem
Reichskanzler vereinbaren will. Denn die Erklärung,
daß die Hinauszögerung innerer Reformen zugleich auch
eine Verlängerung des Krieges bedeute, enthält, gewollt
oder ungewollt, einen ſchweren Vorwurf gegen die Reichs
leitung, die bisher immer noch mit ſchönen Redensarten
und Verſprechungen ovperiert hat. Die erſte Folgerung, die
die fortſchrittliche Volkspartei aus ihrem Preußentag ziehen
müßre, wäre alſo die, daß ſie auf die Regierung den ſtärk-
ſten Druck ausübte, die verſprochenen Reformen und noch
mehr als dieſe endlich einmal durchzuführen. Selbſtver-



ſtändlich iſt wiederum, daß dabei die Sozialdemokratie jede
mögliche Unterſtützung zu leiſten gern bereit iſt. Weder ſie
noch die fortſchrittliche Volkspartei ſollte vor letzten Konſe-
quenzen zurückſchrecken; denn oie Dinge, um die es ſich hier
handelt, ſind von ſo

ungeheurer weltgeſchichtlicher Wichtigkeit,
daß das Spiel auch hohen Einſatz lohnt. Würde ſich dieſe

Was d
Luftſchiffangriff auf England.
Der deutſche Admiralſtab gibt unter dem 17. d. M. be

kannt:
„Eins unſrer Marineluftſchiffgeſchwader griff in der

Nacht vom 16. zum 17. Juni unter Führung des Korvetten-
kapitäns Viktor Schütze wichtige Feſtungen Südeng-
land s mit beobachtetem guten Erfolg an. Die Luftſchiffe
hatten er bitterte Kämpfe mit engliſchen See und
Landſtreitkräften ſowie Flie gern zu beſtehen. Hierbei
wurde nach durchgeführtem Angriff „L 48“ von einem feind-
lichen Flieger über See brennend zum Abſturz ge-
bracht, wobei mit der geſamten Beſatzung auch der vorge-
nannte Befehlshaber den Heldentod fand. Die übrigen
Luftſchiffe ſind wohlbehalten zurückgekehrt.“

Luftangriff im Oſten
Der Admiralſtab macht bekannt:
„Regere Tätigkeit der ruſſiſchen Seeſtreitkräfte im

Unterwaſſer- und Minenkrieg haben Veranlaſſung zu Ab-
wehrmaßnahmen deutſcherſeits gegeben, die nachſtehende
Ergebniſſe hatten:

Am 13. Juni belegten Flugzeuge den ruſſiſchen
Stütz punkt Lebara ausgiebig mit gutdeckenden Spreng-
und Brandbomben.

Am 14. Juni wurde die auf der Jnſel Runö (im Ri-
gaer Meerbuſen) befindliche F. T.-Station mit ſichtbarem
Erfolg mit Bomben belegt. Jm Hanpt- ſowie in den
Nebengebänden wurden zahlreiche Brände beobunchtet.

Jm Anſchluß an dieſe Unternehmung landete am
15. Juni ein Teil unſrer Flugzeuge auf der Jnſel und zer-
ſtörte die noch übriggebliebenen Teile dieſes Stützpunkts.
Alle Flugzeuge ſind nach Durchführung ihrer Aufgaben zu-
rückgekehrt.“
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53600 Tonnen.
Amtlich wird unter dem 16. Juni bekanntgegeben:
Erſtens: Jn den Sperrgebieten des nördlichen

Kriegsſchauplatzes ſind durch unſre U-Boote neuerdings
21 300 Br. -Reg.-To. verſenkt worden. Unter den vernich-
teten Schiffen waren der bewaffnete franzöſiſche
Dampfer „Sequana“ (5557 To.), der engliſche Drei-
maſtſchoner „Detlef Wagner“ mit Korkladung, ſowie drei
tief beladene Dampfer, von denen zwei aus Geleit-
zü gen herausgeſchoſſen wurden, und ein großer Segler
mit Stückgutladung nach Fraukreich. Die Ladungen der
übrigen Schiffe blieben unbekannt.

Zweitens: Von unſern U-Booten im Mittelmeer
wurden wieder eine große Anzahl von Dampfern und Seg-
lern mit zuſammen 32 316 Tonnen verſenkt. Unter dieſen
Schiffen waren die voll beladenen engliſchen Dampfer
„Millicent-Knight“ (356:33 To.) und „Boldwell“ (3118 To.),
die beide aus oſtwärts ſteuernden Geleitzügen her-
ausgeſchoſſen wurden, und ein bewaffneter eng-
liſcher Dampfer vom Typ „Worceſterſhire“ (7175 To.).
Ferner wurde ein bewaffneter franzöſiſcher
Dampfer von 6500 Tonnen verſenkt, der in einem von zwei
Zerſtörern geſicherten Geleitzug von drei Dampfern
fuhr.

t
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Der Seekrieg.
Ein ja paniſcher Zerſtörer torpediert. Der

japaniſche Marineattachéè in London teilt mit, daß am 11. Juni
eine der japaniſchen Zerſtörerflottillen feindliche Unterſeeboote
im Mittelmeer angegriffen habe. Das Ergebnis ſei noch nicht
bekannt. Bei dieſer Gelegenheit habe der Zerſtörer „Sakaki“
durch einen feindlichen Torpedo einigen Schaden erlitten, wobei
55 Mann getötet worden ſeien. Der Zerſtörer ſei glücklich
in den Hafen geſchleppt worden. Der Staatsſetretär der eng-
liſchen Admiralität erklärt hierzu, dies ſei einer der Zerſtörer ge-
weſen, die ſo tapfer bei der Rettung von Truppen und Beſatzung
des torpedierten Transportdampfers „Transſylvania“ geholfen
hätten, troß der drohenden Gefahr, ſelbſt torpediert zu werden.

Verſentt. Der Dampfer „Ammun“ iſt im Joniſchen
Meere nach engliſcher Meldung trotz Schupes durch die Kriegs-
flotte torpediert und zum Sinken gebracht worden. Nach
einem Pariſer Telegramm wurde ein norwegiſcher Dampfer bei
Huelva an der ſpaniſchen Küſte von einem U-Boot verſenkt.
Gleichzeitig wurde zwiſchen Larache und Cadiz ein ruſſiſches
Segelſchiff verſentt.

Eine griechiſche Enttäuſchung.
Der neue griechiſche König, der junge

Alexander, hat nach der Eidesleiſtung folgende Proklama-
tion erlaſſen:

Jn dem Augenblick, da mein verehrter Vater, indem er
dem Vaterland ein ſehr großes Opfer brachte, mir die ſchweren
Pflichten des helleniſchen Thrones anvertraut, ſpreche ich den
Wunſch aus, Gott möge meine Bitte erfüllen, Griechenland
beſchützen und uns erlauben, daß wir es wieder einig

leberzeugung zu einer gemeinſamen Aktion verdichten, ſo
wäre ihr der Erfolg gewiß, und das Wort Pachnickes würde
ſehr ſchnell in Erfüllung gehen: „Eine ſtarke Linke
erzwingt die Reform!“

Sollte es ſich bei den Aeußerungen der Abgeordneten
Wiemer und Pachnicke indes nur um Redensarten gehan-
delt haben, die gedankenlos nachgeſprochen und deren weit

er Krieg
und ſtark ſehen. Jn dem Schmerz, unter ſo peinlichen Um-
ſtänden von meinem vielgeliebten Vater getrennt zu werden,
habe ich als einzigen Troſt die Erfüllung ſeines geheiligten
Mandats, und ich werde mit allen Kräften danach ſtreben, es
nach den Leitſätzen auszuüben, die ſeine Regierungs-
zeit ſo glänzend geſtaltet haben. Jch werde es unter Bei
hilte des Volkes tun, auf deſſen Liebe ſich die griechiſche Dynaſtie
ſtützt. Jch habe die Ueberzeugung, daß das Volk, indem es
dem Willen meines Vaters folgt, durch ſeine Er-
gebenheit dazu beitragen wird, daß wir gemeinſam unſer ge-
libetes Vaterland aus der Lage befreien können,
in der es ſich befindet.

Die franzöſiſchen und engliſchen Blätter toben ob der
Unverſchämtheit des Sohnes, der ſich nach ſeinem Vater
richten will. Die Blätter betonen, die Verfaſſung müſſe
wieder in Kraft treten und die am 12. Juni 1915 gewählte,
ſpäter aufgelöſte Venizeliſtiſche Kammer wieder berufen
werden, die, wie der Pariſer „Temps“ ſchreibt, die Auf-
gabe haben würde, König Alexander zu beſtätigen oder
einen andern König zu bezeichnen. Jm Jntereſſe der
Sicherheit der Entente und der Freiheit Griechenlands
dürfe die königliche Macht erſt dann in Griechenland frei
ausgeübt werden, wenn die griechiſche Nationalverſamm-
lung ihr letztes Wort geſprochen haben würde. Bis dahin
müſſe Alexander Zeit haben, zu lernen und zu vergeſſen; er
dürfe niemals ein zweiter Konſtantin werden.

„Debats“ ſind mit dem Erlaß ſehr unzufrieden und er-
klären Alerander für einen bloßen Statthalter auf dem er-
ledigten Thron. „Evenement“ ſagt, die Schutzmächte dürften
damit nicht zufrieden ſein, nur ein Perſonenwechſel unter
Beibehaltung der frühern Politik erreicht zu haben.

Der gleichen Meinung iſt der franzöſiſche Miniſter-
präſident Ribot. Er hat am Sonnabend in der Kammer
erklärt, Alerander trage die griechiſche Krone unter der Be
dingung der Beſtätigung durch die Kammer.

Konſtantin weilt zurzeit in Meſſina und wird ſich ſpä-
ter nach der Schweiz begeben. Unter Umſtänden wird ſein
Sohn ihm bald folgen müſſen. Venizelos wird bald in
Athen erwartet als der wirkliche König der Hellenen.

Gärung in Spanien.
Der nnaufhörliche Wechſel in den Regierungen Spa-

niens zeigt, daß ſich das Land in einer ſt ar ken Gärung
befindet. Die Frage, ob die Beſonnenheit, die es zur Neu-
tralität geführt hat, bis zum Schluß anhalten wird, kann
nicht mehr beruhigt bejaht werden.

Das Miniſterium Romanones iſt zurückgetreten, weil
es an das Eintreten in den Krieg ernſtlich gedacht hat. Auch
Garciga Prieto war nur für ein vorläufiges Abwarten. Jn-
zwiſchen hat die Agitation für die Teilnahme am Krieg in
Spanien eine immer ſtärkere Gewalt angenommen. Die
liberale Bourgeoiſie und die Repuhblikaner, vor-
nehmlich die radikale Gruppe Lerrour nebſt einem Teile
der im Schlepptau des bürgerlichen Republikanismus
ſegelnden Sozialiſten verlangen den K rieg
für die „heiligen Güter der Demokratie“ an der Seite der
demokratiſchen Mächte“. Dogegen fordern meiſt die Kon
ſervativen und die politiſchen Klerikalen ſowie
auch ein weſentlicher Teil der ſpaniſchen fortſchrittlichen Ge-
lehrtenwelt, der Spanien aus der jetzigen geiſtigen Depreſ-
ſion befreien möchte und in deutſcher Wiſſenſchaft und Volks-
bildung ein Muſter für Spanien erblickt, die Aufrechterhal-
tung der Neutralität.

Doch iſt es neuerdings dem Pariſer „Katholiſchen
Komitee für franzöſiſche Propaganda im Ausland, gelun-
gen, durch ſeine Agenten, Vortragsreiſen und in Maſſe ver-
breiteten Flugſchriften auch in klerikalen Kreiſen Spaniens
die Kriegsſtimmung zu entfachen, beſonders im Klerus
Kataloniens und der Oſtküſte, während anderſeits das ſpa-
niſch-franzöſiſche antiklerikale Freimaurertum in den Krei-
ſen der Jntellektuellen eine äußerſt rührige Agitation für
den „demokratiſchen“ Krieg betreibt.

Auch in Offizierskreiſen iſt es der Agitation
gelungen, die Kriegsluſt zu ſchüren.

Dazu kommt die Werbung für das „paniberiſche
Jdeal“, das heißt, man verſpricht denen, die für die Wieder-
herſtellung eines mächtigen, ſeiner Vergangenheit würdigen
Spaniens ſchwärmen, als ſichere Folge eines glücklichen
Krieges die Vereinigung mit Portugal und ein
zukünftiges Bündnis mit den ehemaligen ſpaniſchen Kolo-
nien in Südamerika.

So ſeltſam uns auch derartige Pläne erſcheinen mögen,
in Spanien ſpielen ſie unter den Kriegsgründen ein wich-
tige Rolle. Hat doch auch Romanones beim Scheiden aus
dem Amt in einem offnen Schreiben dem König erklärt:
„Spanien iſt der Verwahrer des geiſtigen Erbes einer gro
ßen Raſſe. Es hat den hiſtoriſchen Anſpruch darauf, den
Vorſitz im moraliſchen Bündnis aller Nationen unſers Blu-
tes zu führen. Dieſes Streben wird endgültig mißlingen,
wenn in einer für die Zukunft ſo entſcheidenden Stunde wie
der gegenwärtigen Spanien und ſeine Töchter getrennt
marſchieren.“ So hat ſich in Spanien eine gefährliche Span-
nung eingeſtellt, die zum Austrag drängt.

Ueber die Auffaſſungen der neuen Regierung
Datos iſt nichts Sicheres zu ſagen. Eduardo Dato iſt ein

tragende Folgen nicht überdacht ſind, ſo wäre es um das
Papier ſchade, auf das ſie gedruckt ſind. Dann würde auch
hier wieder die alte Kluft zwiſchen Erkenntnis und Tat-
willen klaffen, die dem deutſchen Volke ſchon ſo viel Un-
glück gebracht hat, und. die im entſcheidenden Augenblick
nicht überbrückt zu haben, verhängnisvollen Schaden für
unabfehbare Zeit bedeuten kann.

bringt.
vielbewährter Miniſter. 1899 war er Miniſter des Jnnern
im Kabinett Silvela, 1903 Juſtizminiſter im Kabinett
Villaverde, 1907 unter Maura Kammerpräſident. Er legte
dieſe Stellung 1909 bei der Auflöſung der Kammer durck,
Canalejas nieder. Jm November 1912 ſiel Miniſterpräſi
dent Canalejas einem Attentat zum Opfer. Der damalige
Miniſter des Aeußern, Garcia Prieto, und nach ihm Graf
Romanones übernahmen vorübergehend die Leitung des
Kabinetts. Unter Romanones zerfiel die liberale Partei
derart, daß alle Verſuche des Königs, einen Ausgleich her
beizuführen, ſcheiterten. Der König berief daraufhin den
liberal-konſervativen Dato an die Spitze der Regierung
Kurz nach Ausbruch des jetzigen Krieges erklärte Dato die
Neutralität Spaniens, an der er bis zu ſeinem am 22. Junt
1915 erfolgten Rücktritt, allen Schwierigkeiten trotzend, feſt
hielt.

Er übernimmt jetzt die Leitung der Regierung unte
erheblich größern Schwierigkeiten, als die es waren, die
ihn vor zwei Jahren zum Rücktritt gezwungen haben.

Ein Bund der gemäßigten Annexioniſten.
Dem „Berl. Tagebl.“ wird aus München gedrahtet, der

Vorſchlag Wolfgang Heines, einen Volksbund für einen
Verſtändigungsfrieden zu begründen, habe die Gegner
dieſes Vorſchlags auf den Gedanken gebracht, eine ähnliche
Organiſation für ihre Zwecke zu ſchaffen. So ſoll in dieſer
Woche in München ein „Deutſcher Volksbund für Macht
und Freiheit“ konſtituiert werden. Er ſoll mit ſeinem poli
tiſchen Programm etwa in der Mitte zwiſchen den Annerio
niſten und den Anhängern eines Verſtändigungsfriedens
ſtehen, alſo ein Bund gemäßigter Annexioniſten ſein.

Die Ziele dieſes Bundes ſcheinen in einer nationallibe
ralen Verſammlung in Frankfurt a. M., in der Reichs
tagsabgeordneter Dr. Streſemann über das Thema „Deut
ſcher Sieg und Deutſchlands Zukunft“ „ſprach, zum Aus
druck gebracht worden zu ſein. Jn dieſer Verſammlung
wurde eine Entſchließung angenommen, daß der Kampf zur
Niederwerfung Englands fortgeſetzt und der Friede nur
dann geſchloſſen werde, wenn der Feind uns einen ſtar
ken Zuwachs unſrer Macht in Oſt und Weſt
ſowie Entſchädigungen unſrer ungeheuern Opfer be.
willige.

Wie ſie es meinen.
Der Rheiniſche Bauernverein hat dieſer

Tage in Köln ſeine Jahreshauptverſammlung abgehalten
und bei dieſer Gelegenheit an Feldmarſchall Hindenburg
ein Telegramm abgeſandt, worin die rheiniſchen Bauern
verſprechen, „je des Opfer auf ſich zu nehmen,
welches das Vaterland von ihnen verlangt“, damit dem
deutſchen Sieg auch ein „deutſcher Friede“ folge. Vorhoer
hatten ſie, wie wir der „Köln. Volksztg.“ entnehmen, u. a.
einen „beſſern Zollſchutz“ des deutſchen Weinbaues und
höhere Zölle für ausländiſche Gerbhölzer verlangt, gegen
die Höchſtpreisbeſtimmungen für Gemüſe geredet und auf
das „Bedenkliche der überaus ſtrengen Beſtrafungen“ länd-
licher Lebensmittelſünder hingewieſen; ſie hatten in Zweifel
gezogen, ob die inzwiſchen feſtgeſetzte Erhöhung des Rüben.
preiſes auf 2,50 Mark ausreichend ſei, ſich gegen die „plötz-
liche Herabſetzung der Preiſe für Vieh“ gewendet und ihrer
Abneigung gegen die direkte Beſteurung Ausdruck gegeben.
Der Reichskanzler bekam ein ungnädiges Telegramm, weil
er die landwirtſchaftliche Produktion nicht in der gewünkchten
Weiſe fördert.

Trotz alledem ſind die Herren „zu jedem Opfer bereit.
Das heißt, ſie meinen die Opfern der an dern. Wie ſie
politiſche Rechte verteilen wollen, erfahren wir leider nicht,
da die „Köln. Volksztg.“ es für klug hält, über den Vorkrag,
den der Vorſitzende, Frhr. v. Loe gegen die angekündigte
Neuordnung gehalten hat, nicht zu berichten.

Die NationalliberalenzurNeuorientierung
Die Vorſitzenden der nationalliberalen Landesorgant

ſationen und die Mitglieder des Geſchäftsführenden Aus
ſchuſſes der nationalliberalen Partei tagten am Sonnabend
in Berlin. Sie nahmen über die Neuorientie-
rung eine Entſchließung an, in deresheißt:

Die Landesvorſitzenden und der geſchäftsführende Aus-
ſchuß ſind mit der Reichstagsfraktion der Anſicht, daß eine
zweckmäßige Neuorientierung des politiſchen Lebens im Reich
eingeleitet werden muß und daß es dazu eines engern Zu
ſammenwirkens zwiſchen Parlament und Regierung und eines
ſtärkern parlamentariſchen Einfluſſes auf die letztere bedarf,
ohne daß dadurch die Herbeiführung einer Parlamentsherr-
ſchaft nach fremdem Muſter erſtrebt werden ſoll.

Von einer Beſchlußfaſſung in der Frage des preußi
ſchen Wahlrechts wurde abgeſehen, da die Verſamm-
lung als Vertreterin der Partei im Reiche der Zuſtändig-
keit entbehre. Es wurde auch bekanntgegeben, daß die
nationalliberale Franktion des Preußiſchen Abgeordneten-
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hauſes einen beſondern Ausſchuß mit den Vorarbeiten für
eine möglichſt baldige Reform des preußiſchen Wahlrechts
betraut hat.

Ueber die Stellungnahme der Verſammelten zu den
Kriegszielen wird in einer angenommenen Entſchlie-
ßung geſagt, daß die Vorſitzenden der Landesorganiſationen
der nationalliberalen Partei und die verſammelten Mit-
glieder des Geſchäftsführenden Ausſchuſſes ſich in voller
Uebereinſtimmung mit der Reichstagsfraktion in dem un
beugſamen Feſthalten an den bisherigen Kriegs-
zie len der Partei wiſſen, wie ſie in der Verſammlung der
Landesvorſitzenden vom 16. Mai 1915 und in den ſpätern
einmütigen Kundgebungen des Zentralvorſtandes feſtgelegt
worden ſind.

Schließlich erklärte ſich die Verſammlung für die Ein-
berufung des Zentralvorſtandes im Herbſt.
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Klingelbeutel.
Wolffs Telegraphen-Bureau verbreitet folgende Zu-

ſchrift des Reichsausſchuſſes der Kriegsbeſchädig-
ten fürſorge:

Eine lehrreiche Statiſtik iſt kürzlich in der Rheinprovinz
aufgenommen worden, nämlich über die Höhe der Renten-
beträge bei den völlig erwerbsunfähigen Kriegsbe-
ſchädigten mit Familie. Das Ergebnis war, daß auf jede
Familie eines Kriegsbeſchädigten ein Monatsbetrag
von 67,80 Mark und auf jedes Familienmitglied ein Monats-
vetrag von 15,70 Mark entfiel.

Daß bei dieſen Beträgen heute und auch wohl nach dem
Krieg in vielen Familien von Kriegsbeſchädigten, wenn ſie
keine andern Einkommensquellen haben, bittere Not herr-
ſchen muß, iſt ſelbſtverſtändlich. Hier muß zunächſt eine Er-
höhung der Rente ſtattfinden. Wann und in welchem
Umfang dieſe erfolgen kann, ſteht aber noch in keiner Weiſe
ſeſt, und auch wenn ſie erfolgt, werden ſtets noch große Härten
des Einzelfalls zu lindern übrigbleiben. Hier gilt es für das
ganze Volk eine Dankesſchuld abzutragen. Es iſt deshalb
ſehr zu begrüßen, daß demnächſt in ähnlicher Weiſe wird
für die Hinterbliebenen durch die Nationalſtiftung auch für
die Familien der Kriegsbeſchädigten durch eine allgemeine
Sammlung Abhilfe geſchafft werden ſoll.

Nein, es iſt durchaus nicht zu begrüßen, daß für die
Kriegsbeſchädigten geſammelt werden ſoll! Das iſt
doch nur ein Notbehelf der Verzweiflung. Daß dieſer not-
wendig geworden iſt, das iſt niederdrückend und
beſchämend!

zu begrüßen wäre es dagegen, wenn der Reichstag
der Anfang Juli zuſammentritt, binnen einer Stunde in
erſter, zweiter und dritter Leſung dasjenige bereitſtellen
würde, das notwendig iſt, um die völlig erwerbsunfähigen
Kriegskrüppel und Kriegsblinden vor der „bitteren Not“
zu bewahren.

Zu begrüßen wäre es dagegen, wenn die Kriegsbeſchä-
digten ſelbſt nicht ihr Recht auf den „Dank“ des Vater-
landes, ſondern ihren Gläubigeranſpruch an die Allgemein-
heit ſo nachdrücklich geltend machen würden, daß dieſer An-
ſpruch anerkannt werden muß.

Daß aber am Ende des dritten Kriegsjahrs nach-
dem man alſo Zeit genug gehabt hat, eine anſtändige finan-
zielle Reglung auf dem Wege der Geſetzgebung vorzu
nehmen für die Kriegsbeſchädigten geſammelt werden
muß, iſt eine Tatſache, die man nur mit den allerbit-
ter ſten Gefühlen „begrüßen“ kann!

J

Die Dürre als Strafe.
Der Sonntags Bußprediger der hochkonſervativen

„Kreuzzeitung“ ſchreibt in der letzten Nummer über
Hiob 5, 17, 18: „Siehe, ſelig iſt der Menſch, den Gott
ſtraf t. Darum weigere dich der Züchtigung des Allmäch-
tigen nicht.“

Dieſen Troſt gibt er zunächſt dem Griechenkönig auf
ſeine unfreiwillige Reiſe mit. Dann fährt er fort:

Während in Deutſchland Männer am Glauben Schiff-
bruch litten über den Greueln des Burenkrieges wie konnte
ein gerechter Gott den Mammon ſiegen laſſen über Gottver-
trauen und Vaterlandsliebe? ſprachen es edle Burenführer
offen aus: „Wir hatten es verdient, wir brauchen es, daß
Goti uns ſtraft und ſchlägt, denn wir ſind nicht, wie
wir ſein ſollten!“

Wann wird unſer deutſches Volk in ſeiner Geſamtheit,
ſelbſt die dem Glauben ſo entfremdeten Redakteure unſrer
gottfeindlichen Zeitungen, ſich zu dieſer Höhe der Weltan-
ſchauung aufſchwingen? Wie lange muß Gott uns noch
ſchlagen, wie er uns jetzt ſchlägt mit der Dürre?

Der konſervative Prediger weiß genanu, daß die „dem
Glauben ſo entfremdeten Redakteure unſrer gottfeindlichen
Jeitungen“ an der Hitze und Trockenheit dieſes Juni ſchuld
ſind und nicht etwa wenn man ſchon göttliche Straf-
ödſichten annimmt der Starrſinn und Hochmut einer ihm
naher ſtehenden Geſellſchaft.

Nach dieſer Anſchauung müſſen die Völker der Entente,
auch die „atheiſtiſchen Franzoſen“ ein gottgefälliges Leben
geführt haben, denn ſie freuen ſich über die Trockenheit, und
ihnen nützt ſie.

Eine Deutſche im Theater.
Unter dieſer alarmierenden fettgedruckten Ueberſchrift bringt

der Mailänder „Secolo“ vom 9. d. M. die Nachricht, daß am
Abend zuvor im Mailänder Dal Verme eine Deutſche der kine-
atographiſchen Vorſtellung beigewohnt hätte. Eine Deutſche in
änem italieniſchen Kientoppl Unerhört! Was ſich dieſe deut
ſchei Frauensperſonen alles herousnehmen! Dagegen muß ener

ich Verwahrung eingelegt werden.

Die Signora in der Loge, die als erſte Krach darüber ſchlug,
daf; cine Deutſche es wagte, unter Jtalienern Platz zu nehmen,
war nach Anſicht des Blattes vollkommen im Recht. Allerdings,
die Deutſche war an einen Jtaliener verheiratet, alſo eigentlich
Jtalienerimn. Aber was ändert das: Deutſch bleibt deutſch, auch
unter italieniſchem Decknamen.

„Unter ſolchen Umſtänden“, beiennt das Mailänder Blatt,
„ſchließen wir uns voll und ganz den ebenſo energiſchen wie ge
rechten und mutigen Proteſten der vornehmen und tapfern Dame
in der Loge an, die den Zwiſchenfall hervorrief. Wer das Unglück
hat, eine deutſche oder öſterreichiſche Frau zu haben, ſoll froh
ſein, daß ſie nicht interniert wird und ſie hübſch zu Hauſe
halten, aber ſich nicht in öffentlichen Lokalen mit ihr zeigen,
wo ihre Gegenwart immer nur Unbehaglichkeit und, ſprechen wir
es offen aus, Ekel erregen wird.“

Der letzte Stuart.
Folgendes Frage- und Antwortſpiel ereignete ſich im eng-

liſchen Unterhaus:

Parlamentsmitglied Outhwaite (linksliberal und Bo-
denreformer) ſtellt folgende Anfrage an den Miniſter des Jn-
nern: Das Unterhaus der Shnode von Canterbury nahm mit er-
heblicher Mehrheit den Antrag an, König Karl 1., der im Jahre
1649 hingerichtet wurde, in den Kalender der Heiligen
und Märtyrer aufzunehmen. Hat die Regierung die Be-
fugnis, ihr Veto einzulegen?

Unterſtagatsſekretär Brace (Bergarbeiter): Die Beſchlüſſe
der Synode erhalten erſt Kraft, wenn ſie vom König genehmigt
werden, und die Genehmigung wird gewährt oder abgelehnt, je
nach dem Rate Seiner Majeſtät Miniſter.

Outhwaite: Jch möchte die Aufmerkſamkeit der Mini-
ſter darauf lenken, daß der Beſchluß des Unterhauſes der Synode
von Canterbury eine direkte Ermutigung der Legitimiſten be
deutet, die das Herrſcherhaus der Stuarts herzuſtellen ſuchen,
und daß der legitime Erbe des Thrones der Stuarts gegen
wärtig Prinz Rupprecht von Bayern iſt.

Brace: Das iſt für mich zu verwickelt und zu gelehrt.
Wenn der ehbrenwerte Abgeordnete weitere Auskunft wünſch:, ſo
kann er ſeine Anfrage ſchriftlich einreichen.

Ein „Kriegsziel“ Bernard Shaws.
Von dem Aufenthalt Bernard Shaws an der Weſtfront weiß

der „Corriere“ einige bezeichnende Epiſoden mitzuteilen Shaw
änderte nichts an ſeiner Arbeitsweiſe, als er von der Bühne zum
Theater des Krieges überging. Auch wenn er eine Höhe erklomm, um
einen Ueberblick über eine Stellung zu gewinnen, nahm er ſeinen
Stuhl und Arbeitstiſch mit ſich. Sein eigner Schreibtiſch begleitete
ihn an die engliſche Front. Sein kritiſcher Geiſt, der alle Gebiete des
Lebens einer unerbittlichen Prüfung unterzieht, machte vor den tech-
niſchen Errungenſchaften der modernen Kriegführung durchaus nicht
halt. So erklärte ſich Shaw z. B. von den Reſultaten der Artillerie
recht wenig befriedigt. „Wenn die Kanonen großen Kalibers“, ſo
ſagte er, „die Treffſicherheit hätten, die wir ihnen zuſchreiben, ſo wäre der
Krieg längſt beendigt.“ Es wird angenommen, daß ein kleines Geſchoß
eine Eiſenbahnſtrecke zerſtören oder eine Straße wenigſtens für mehrere

Stunden unpaſſierbar machen kann. Nach dieſer Berechnung müßten
12 Geſchoſſe pro Tag und Straße die Verſorgung des Feindes mit
Lebensmitteln und Munition abſchneiden und ihn innerhalb von
43 Stunden kampfunfähig machen können. Die großen Geſchoſſe ſind
nach Shaws Meinung nicht mehr wert als die Petarden auf länd-
lichen Feſten. Ein höchſt merkwürdiger Ausſpruch Shaws, der ſeiner
Unzufriedenheit mit dem Geiſte moderner Kultur bezeichnenden Aus-
druck gibt, ſei noch erwähnt: „Schießt immer zu, Jhr tapferen
Kanoniere, Freund und Feind! Wenn es Euch gelingen würde, den
Handelsgeiſt in Aſche zu legen, ſo wäret Jhr gleichzeitig die
beſten Baumeiſter.“

v

Notizen.
Zuſammenſchluß der Kartoffel Großhändler. Die Kar

toffelhändler ganz Deutſchlands haben ſich zu einer G. m. b. H. ver
einigt, die den Namen führt „ZJentralgenoſſenſchaft des Kartoffel-
Großhandels“). Jm Rahmen der kriegsernährungs wirtſchaftlichen Ver
ordnungen will dieſe Vereinigung durch Gründung zahlreicher Unter
geſell ſchaften eine Vermittlungs und Ausgleichstätigkeit großen Stils
bei der Beſchaffung von Kartoffeln, Rüben und ähnlichen Produkten
entialten, und ihr praktiſches Ziel weiterhin darin ſehen, den Kartoffel
handel nach und nach wieder in ſeine alten Rechte einzuſetzen. Die
Geſchäftsführung liegt in den Händen des Syndikus Dr. Doernen;
die Geſchäftsräume befinden ſich vorläufig im Bureauhaus „Börſe“,
Berlin C 2, Burgſtraße 30. Die treibenden Kräfte, die zu ſolchen
Vereinigungen führen, liegen in dem Beſtreben nach höherem Ge-
winn. Wir werden ja ſehen, welche Wünſche die neue Vereinigung
in dieſer Hinſicht hat.

Polniſche Kriſe in Oeſterreich. Die Polen. ſeit dem
Scheitern der Verhandlungen mit der öſterreichiſchen Regierung
über die Sonderſtellung Galiziens eine oppoſitionelle
Haltung einnehmen, beſchloſſen am Sonnabend mit 28 gegen
12 Stimmen, die gegenwärtige Regierung nicht zu unterſtützen,
dagegen mit einer neuen Regierung in Verhandlungen einzu-
treten. Die polniſchen Mitglieder des Haushaltsausſchuſſes wur-
den beauftragt, gegen den vorläufigen Haushalt zu ſtimmen, aber
zugleich zu erklären, daß der Klub die Staatsnotwendigkeiten be
willigen werde, wenn eine neue Regierung das Vertrauen des
Klubs erworben hat. Der Antrag der konſervativen Gruppe, der
ſich für weitere Verhandlungen mit der Regierung ausſprach,
wurde abgelehnt. Durch den Beſchluß des Polenklubs iſt die
Annahme des Staatehaushalts in Frage geſtellt, da alle andern
ſlawiſchen Parteien dagegen ſtimmen werden.

die

J

Von der „Einheitlichkeit“ der Nahrungsömittelver-
ſorgung. Jm „vBerliner LokalAnzeiger“ leſen wir: Sachſen plant
die Einſtellung der Fleiſchzulage Anfang ſtatt Mitte Auguſt
zur Schonung der Viehbeſtände. Erſatz dafür iſt vorausſichtlich eine
erhöhte Brotration. So ſoll es in Sachſen geſchehen, in Preußen
hat man es anders geleſen. Die einheitliche Ernährungsfront ſcheint
zunächſt nur ein Jdeal zu ſein.

Das Urteil im Poſener Getreideſchiebungsprozeß. Der
Getreideſchiebungeprozeß gegen den zaufmann Schimkat und Genoſſen
wurde am Sonnabend zu Ende geführt. Die Strafkammer verurteilte
Schimkat einbezüglich einer bereits gegen ihn erkannten Strafe zu
7 Monaten Gefängnis und 17 700 Mark Geldſtrafe. Der Mühlen-
beſitzer Theodor Galinſki wurde zu 100 Mark Geldſtrafe verurteilt-
Die Verhandlung gegen den Rittergutsbeſitzer Theophil Galinſt'
wurde vertagt.

Engliſche Räumung in Mazedonien. Der
bulgariſche Heeresbericht meldet: „Längs der untern
Strumag zwiſchen Buttkowo und Tachino-See haben die
Engländer ihre bisher eingenommene vorgeſchobene Stellung
aufgegeben nnd ſich in ihre Brückenkopfftellung auf dem
linken Ufer des Fluſſes zurückgezogen. Unſre Truppen
haben Ormanli, Dolap Tſchiflik, Barakli Dſchumaja, Kumli
Küpri, Proſenik, Topokowo, Kalendra, Jeni Machle, Beglit
Machle, Sal Machle und Xakaraska beſetzt.“

Kämpfe mit Engländern.
W. T. B. Großes Hauptquartier, 18. Juni 1917.

(Amtlich.)

Weſtlicher Kriegsſchauplatz.
Heeresgruppe Kronprinz Rupprecht.

Am ſer-Kanal beiderſeits von Ypern, an der Lys und von
La Baſſée bis zum Senſée-Bach während der Nachmittagſtunden
lebhafte Artillerietätigkeit. Südweſtlich von Warneton,
öſtlich von Vermelles und bei Loos ſcheiterten engliſche Er-
kundungsvorſtöße. Oeſtlich von Croiſilles ſchlugen wie in den
Vortagen drei Verſuche der Engländer fehl, im Angriff
Boden zu gewinnen.

Heeresgruppe Deutſcher Kronprinz.
Jm Anſchluß an ein morgens mit Erfolg durchgeführtes

Stoßtrupp- Unternehmen gegen die franzöſiſchen Gräben bei
Cerny nahm das Feuer hier, ſpäter auch in breitern Abſchnitten
der Aisne- Front und in der Weſt-Champagne zu.

Heeresgruppe Herzog Albrecht.

Außer einigen günſtig verlaufenen Vorfeldgefechten
weſentlichen Ereigniſſe.

Auf dem
öſtlichen Kriegsſchauplatz

iſt die Lage unverändert.

keine

Mazedoniſche Front
Südweſtlich des Doiran-Sees wieſen bulgariſche

mehrere engliſche Vorſtöße ab.

Der Erſte Generalquartiermeiſter
Ludendorff.
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Depeſchen.
Verſenkungen im Kanal.

W. T. B. Berlin, 17. Juni. (Amtlich.) Jm Eng-
liſchen Kanal wurden durch unſre U-Boote fünf große
engliſche Dampfer, von denen drei bewaffnet und
einer anſcheinend ein Tankdampfer war, ferner fünf
Segler und acht Fiſcherfahrzeuge verſenkt. Darunter
befanden ſich der engliſche Dreimaſtſchuner „Phantom“, der
engliſche Gaffelſchuner „Alfred“ (früher deutſch) mit
Kohlen von Neweaſtle nach Caen, der engliſche Motor-
ſchuner „Marjorie“ und ein unbekannter engliſcher Schuner
mit Kohlen ladung ſowie die engliſchen Fiſcherfahrzeuge
„Ocean Pride“, „Onward“, „Torbay Laß“, „Cariad“ und
die franzöſiſchen Fiſchkutter „Eugénie Mathilde“, „Fran-
cvis Georgette“, „H. 1065“ und „Madeleine“.

Der Chef des Admiralſtabs der Marine.

Poſten
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Sozialdemokratiſcher „Größenwahn“.
W. T. B. Paris, 18. Juni. Ueber die Kundgebung des

ſozialiſtiſchen holländiſch-ſkandinaviſchen Ausſchuſſes, der die

Friedensbedingungen der deutſchen Souzial-
demokraten wiedergibt (die in unſrer letzten Nummer ab-
gedruckt worden ſind. Red.), liegt bisher nur die Stellungnahme
des „Matin“ vor, der ſchreibt: „Jede Erörterung iſt überflüſſig
mit den unverſchämten Vertretern des deutſchen
Größenwahns. Angeſichts ähnlicher Anmaßnngen wird das
franzöſiſche Volt erkennen, wie gut Ribot durch ſein Vaterlands-
gefühl für die Dinge beraten war, als er vorher im Parlament
erklärte, die von Deutſchland angeregte Stockholmer Zuſammen-
kunft ſei lediglich eine ſchmähliche Falle.“ Die Tagesord-
nung der deutſchen Majorität, fügt der „Matin“ hinzu, wird
unter uns Einigkeit ſchaffen.

Die vertriebene Königsfamilie.
W. T. V. Rom 18. Juni. „Giornale d'Jtalia“

meldet: König Konſtantin, Königin Sophie und Kron
prinz Georg ſind am 17. Juni 854 Uhr vormittags in
Mefſina eingetroffen, von wo ſie ſich unverzüglich
nach der Schweiz begeben.

Teilnahme der Spanier.
W. T. B. Madrid, 18. Jnni. Nach einer Meldung

des „„Jmparcial“ werden die ſpaniſchen Sozialiſten an der
Stockholmer Konferenz teilnehmen.
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Verſenkt.
W. T. Ymuiden, 17. Juni. Heute nachmittag ſind

hier 16 Norweger gelandet, die Beſatzung des n orwegiſche n
Dreimaſtbarkſchiffs „Perfekt“ (1088 Tonnen], Kapitän Hanſen,
das im März mit Weizen von Bahig Blanca nach Kopenhagen
abgegangen und bei den Shetlandinſeln von einem deutſchen
U-Boot torpediert worden war
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Verſorgungsrecht für unſte Krieger“!
Draußen im Felde vor dem Feind in Lebensgefahr von hun-

erterlei Art bedroht, mit unendlicher Strapazen und Entbeh-
rungen gequält, ſteher Tauſende und aber Tauſende deutſcher
Männer un leiſten das Höchſte, was bisher in der Weltgeſchichte
zu verzeichnen war. Kein Lied klingt hoch genug, kein Wort
der Begeiſterung iſt imſtande, ihre Verdienſte zu übertreiben.
Viele werden nicht wieder heimkehren, andre Tauſende als Krüp-
vel, ale minderwertige Menſchen, die am Arbeitsplatz und im
bürgerlichen Leben durch Verwundung oder Siechtum ſchwer ge-
ſchädigt ſind. Des Vaterlandes höchſte Pflicht iſt es, ſoweit mate-
rielle Hilfe in Frage kommt, den Vaterlandsverteidiger ſo zu
ſtellen, daß er mindeſtens nicht ſchlechter ſteht als vor dem Krieg
in ſeiner bürgerlichen Stellung. Aber nicht Wohltätigkeit, ſon-
dern Rechte kann er verlangen, müſſen ihm gewährt werden.
Die heutigen Verſorgungsvechte ſind ungenügend, beſonders
der Rechtsweg der Militärrentner mangelhaft.

Die Rechtsanſprüche der Militärrentner und Kriegsbeſchä-
digten ſind keine Verſicherungsleiſtungen, ſondern Anſprüche, die
der Staat zu erfüllen hat. Die Rechtsgrundlage iſt eine andre
als bei Anſprüchen, die auf Verſicherungsleiſtungen ſich ſtützen.
Während bei der Verſicherung der Anſpruchsberechtigte ſich ein
Recht auf die Verſicherungsleiſtungen durch die Zahlung der Bei-
zräge erworben hat, hat bei den Militärrentenan-
ſprüchen der Staat die Verpflichtung, die Schädigung die der
Anſpruchsberechtigte ſich im Dienſte bei der Verteidigung des
Vaterlandes oder bei der Ausübung ſeiner Dienſtpflicht zuge-
zogen hat, zu entſchädigen. Während im erſteren Falle die durch
den Kreis der verſicherten Perſonen aufgebrachten Mittel zur Be-
friedigung der Rechtsanſprüche dienen, iſt bei den Militärrenten
der Staat in ſeiner Geſamtheit verpflichtet, die Anſprüche aus den
Mitteln des Staates zu gewähren. Die Rechtsunterlagen ſind
alſo weſentlich verſchieden, und daraus iſt auch erklärlich, daß der
Rechtsweg ein verſchiedener iſt. Während die Reichsverſicherings-
ordnung, die ebenfalls körperliche Schädigungen abzugelten hat,
die Rechtsanſprüche der Verſicherten durch einen geordneten
Rechtsweg einheitlich regelt und dem Verletzten im wei-
teſten Maße Gelegenheit gibl, durch Beſchreitung desſelben ſeine
Intereſſen zu wahren, iſt der Militärrentenempfänger bzw. der
Anſpruchsberechtigte bei dem durch das Mannſchaftsverſorgungs-
geſetz vorgeſchriebenen Rechtsweg weſentlich ſchlechter ge-
ſtellt. Die Beſtrebungen, die ſich gegenwärtig zur Reformierung
des Rechtswegs für Militärrentner geltend machen, ſind durch-
aus berechtigt. Der Mangel des Rechtswegs liegt ſo offenbar,
daß es zu einer Pflicht wird, den Reformbeſtrebungen Rechnung
zu tragen. Jn den z 42 und 43 des Mannſchaftsverſorgungs-
geſetzes wird der Rechtsweg erſchöpfend geregelt. Die Reichsver-
ſicherungsordnung regelt den Rechtsweg in nicht weniger als
269 Paragraphen (1545 bie 1805). Schon an der Gegen-
überſtellung dieſer beiden Tatſachen erſieht man, wie großer Wert
bei der Reichsverſicherungsordnung auf den Rechtsweg gelegt iſt
und wie einfach und knapp man ihn beim Mannſchaftsverſor-
gungsgeſetz bemeſſen hat.

Schon die Geltendmachung der Anſprüche bat ſeine Srhwie-
rigkeiten, denn der Dienſtbeſchädigte und MilitärrentenAn-
ſpruchsberechtigte muß ſeine Anſprüche beim Bezirksfeldwebel zu
Protofoll geben. Nur ausnahmsweiſe iſt es ihm geſtattet,
ſie ſchriftlich deim Bezirksfeldwebel einzureichen. Sobald der
Anſpruchsberechtigte vor dem Begzirksfeldwebel erſcheint, iſt er
wieder Soldat und ſchon das Gefühl, ſich militäriſch zu beneh-
men und ſich einem Vorgeſetzten gegenüber zu befinden, hindert
ihn oft daran, ſeine Anſprüche und Beſchwerden ſo darzulegen,
wie er es ſonſt tun würde. Dazu kommt beſonders in der gegen-
wärtigen Zeit in vielen Fällen, daß bewußt oder unbewußt von
dem Begzirtsfeldwebel den Anſpruchsberechtigten geſagt wird, ſie
werden wieder eingezogen, wenn ſie ihre Rentenanſprüche gel-
tend machen. Die Scheu, berechtigte Rentenanſprüche zu er-
heben, wird durch dieſe nebenſächlich erſcheinenden Umſtände viel-
fach begründet. Sind die Anſprüche aber geltend gemacht, dann
wird ein Beſcheid erteilt und gegen dieſen Beſcheid iſt inner-
halb einer dreimongtigen Friſt Beſchwerde bei der zu-
nächſt vorgeſetzten Militärbehörde zuläſſig, die wiederum beim
Bezirksfeldwebel eingereicht werden muß. Ebenſo iſt gegen alle
andern Beſcheide Beſchwerde angängig, bis die oberſte Militär-
vehörde des Kontingenr- (Kriegsminiſterium) darüber befun-
den hat.

Nunmehr erſt kann das Klageverfahren, und zwar

nicht mehr möglich, wenn auch nur ir einem Falle di
ſchwerde bei der nächſthöhern Jnſtanz verſäumt worde, iſt.
Die Beſcheide, mit denen die Antragſteller benachrichtigt werden,
enthalten keinerlei Gründe, warum die Abweiſung oder die Be
willigung der Anſprüche in der feſtgeſetzten Höhe erfolgt iſt.
Dem Anſpruchs berechtigten iſt auch die Möglichkeit genommen,
ſich die ärztlichen Gutachten anzuſehen, oder ſie zur
Kenntnis zu bekommen, und ſelbſt wenn er den langen Be-
ſchwerdeweg bis zum Kriegsminiſterium durchlaufen hat, wird
ihm die Beſchreitung des Klagewegs erſchwert dadurch, daß
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die Klage beim Landgericht anhängig gemacht werden muß, wo
Rechtsanwaltszwang beſteht. Daß dadurch der Antrag-
ſteller nicht ermutigt wird, ſein Recht zu verfolgen, liegt klar auf
der Hand.

Aber die Materie iſt bei der großen Zahl der Dienſtbeſchä-
digten und Kriegsverwundeten derartig wichtig, daß unbe-
dingt eine Reform erfolgen muß. Das praktiſchſte wäre,
wenn man den Rechtsweg, der durch die Reicheverſicherungsord-
nung für die Verſicherten gegeben iſt, auch für die Militärrent-
ner eröffnete. Für dieſe Forderung ſpricht ſehr viel. Die Recht-
ſprechungsinſtangen der Reichsverſicherungsordnung haben ebenſo
wie das Mannſchaftsverſorgungsgeſetz die Anſprüche nach der Er-
werbsbeſchränkung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt zu be-
urteilen. Die Erfahrungen, die ſich in einer jahrzehntelangen
Praxis in der Arbeiterverſicherung bei den Rechtſprechungsbehör-
den der Reichsverſicherungsordnung angeſammelt haben, können
nutzbringend auch für die Militärrentenanſprüche verwendet wer-
den. Die Militärärzte und Gutachter der Militärbehörden ſtehen
in vielen Fällen den Berufs und Erwerbsverhältniſſen der brei-
ten Schichten der Volksmaſſen fremd gegenüber, während and-
rerſeits die Gutachter aus der Unfallheilkunde einen erheblichen
Fonds von Wiſſen und Erfahrung zur Verfügung haben, der ſie
zur Beurteilung der Materie prädeſtiniert. Der Gefahr, daß in
bezug auf die materielle Bewertung der Rentenhöhe eine Schä-
digung eintreten könnte, kann dadurch begegnet werden, daß für
Militärrentner und Dienſtbeſchädigte beſondre Spruchkammern

Denn ſo-den Rechtſprechungsbehörden angegliedert werden. i
lange die Verhältniſſe ſo liegen, daß nach dem Mann
ſchaftsverſorgungsgeſetz die Vollrente nur nach einem Betrag von
540 Mark berechnet wird, während bei dem Unfallverſicherten der
Jahresarbeitsverdienſt in Frage kommt, der vor dem Unfall er-
zielt worden iſt, ſo lange muß natürlich auch eine andre prozen-
tuale Bewertung der Erwerbseinbuße aufrechterhalten werden.
Zur Vereinfachung des Verfahrens würde weſentlich beitragen,
daß ebenſo wie bei dem Unfallverletzten auch der Militärrentner
ſeine Anſprüche nach dem Ja hresarbeitsverdienſt
berechnet bektommt. Dadurch würde ſich der Militärrenkner gegen-
über dem jetzigen Zuſtand erheblich günſtiger ſtellen. Anderſeits
iſt aber nicht zu verkennen, daß durch die Gewährung der Kriegs-
zulagen und Verſtümmelungszulagen, die neben dem Grund-
rentenbetrag in Frage kommen, ein gewiſſer Ausgleich geſchaffen
iſt. Jmmerhin aber verdient die Rentenberechnung der Reichs-
verſicherungsordnung gegenüber der Uniformierung, die das
Mannſchaftsverſorgungsgeſetz vorſieht, entſchieden den Vorzug.
Das durch die Erlernung eines Berufs und eine jahrelange Be
rufsausübung gefährdete Recht auf ein höheres Einkommen, muß
auch bei der Mannſchaftsverſorgung berückſichtigt werden. Das
kann aber nur geſchehen, indem der Jahresarbeitsverdienſt bei
der Beurteilung der Rentenhöhe herangezogen wird. Jn viel
höherm Maß, als es bei der land wirtſchaftlichen Unfallverſicherung
der Fall iſt, muß dem Mannſchaftsverſorgungsgeſetz der Vorwurf
gemacht werden, daß er die Rentenanſprüche nicht in ge-
nügender Weiſe gewährleiſtet.

Vor allem iſt notwendig, daß der Rechtsweg ſo geordnet iſt.
daß der Antragſteller auch einen Einfluß auf den Prozeßgang
und auf die Prozeßführung hat, ja daß er überhaupt die Möglich-
keit hat, einen Prozeß im Klageweg zu betreiben. Dazu iſt er-
forderlich, daß er Kenntnis von den für die Bewilligung oder die
Ablehnung maßgebenden Gründen erhält, daß er die ärztlichen
Gutachten kennenzulernen in der Lage iſt, um durch Gegengut-
achten und entſprechende Anträge ſeine Gründe in die Wagſchale
zu werfen. Daß er in der Prozeßführung nicht als Untergebener,
ſondern als ein mit einem Rechtsanſpruch ausgeſtatteter Mann
auftreten kann und durch ſein perſönliches Eingreifen den Pro
zeß zu beeinfluſſen in der Lage iſt. Nur dadurch wird es möglich
ſein, den Unwillen und die Mißſtimmung zu bekämpfen. Dem
Kriegsteilnehmer, dem Dienſtbeſchädigten muß eben eingeräumt
werden, daß er ein Recht darauf hat, daß ihm das Vater-
land durch Gewährung von Rechten dankt, was er ihm
in ſchwerer Zeit durch perſönliche Opfer mit ſeiner Geſundheit

Die Waſſerkarte.
„Da hätten wir denn alſo auch die Waſſerkarte zu gewär-

tigen!“ ſchreibt das Pariſer Blatt „L'Oeuvre“. Der Polizei-
präfekt kündigt uns an, daß der Waſſervorrat zur Neige geht,
und jedermann iſt gebeten, die notwendigen Maßregeln zu er-
greifen, die eine Herabſetzung des Waſſerver-
brauchs bewirken.

Da das Waſſer nicht zu den von Menſchenhand fabrigzierten
Dingen gehört, ſo können wir nur glauben, daß die böſen Mächte
einen Heidenſpaß darin finden, uns zu ärgern. Seit Kriegs-
beginn gefallen ſie ſich darin, Fabriken in die Luft gehen zu
laſſen, recht viele Verkehrsſtockungen zu erfinden, ſich in den
etravaganteſten Wetterlaunen zu ergehen und alles Hergebrachte
auf den Kopf zu ſtellen.

So hat uns auch der ſegensreiche Krieg belehrt, daß jede
Art Waſſerkuren, ob ſie ſich nun gegen den innern oder äußern
Menſchen richten, von Uebel ſind. Der ganze Waſſerkultus iſt
heute ein glücklicherweiſe längſt überwundenes Vorurteil. Wie
können die Leute Waſſer trinken, wo es doch ſo viele grüne,
gelbe, rote und kakaofarbene Schnäpſe gibt, deren Lob von allen
grellfarbenen Reklamen der Untergrund- und Eiſenbahnen ge-
ſungen wird, wo ſo viel erleſene Weine und Altoholika in jeder
Form in kunſtvollen Pyramiden die Fenſter der Krämer und
Gaſtwirte zieren und eine Erhöhung der Lebensenergie ver
ſprechen, die das ſimple Waſſer nie zuwege brächte!

Und warum ſoll man ſich waſchen? Können die im Felde
ſich etwa waſchen? Wollen wir ſie mit Gewalt neidiſch auf
den von uns entfalteten Luxus machen! Wir haben es doch
aus dem Mund unſrer kliniſchen Autoritäten: Ein übertriebenes
Reinlichkeitsbedürfnis zeitigt Hautausſchläge. Wenn man ſich
alſo doch kratzen muß, ob man ſich nun wäſcht oder nicht, da kann
man das Waſchen ſchon lieber ganz bleiben laſſen. So dient man
wenigſtens dem Vaterland.

Seht die Kabylen auf den Straßen. Sie waſchen ſie
nicht, ſie baden ſich nicht. Aber wahrlich ich ſage euch: anch
Salomo in all ſeiner Pracht und Herrlichkeit hat nicht ſo viel
Glück bei den Frauen gehabt wie dieſe Schmutzfinken.

Der „Gebißklempner“.
Jn keinem Kriege und bei keiner Truppenmacht hat je der

Zahnarzt eine ſo hervorragende Rolle geſpielt wie in den
gegenwärtigen Weltkrieg bei unſerm Millionenheer. Jn den
größern Etappenorten ſind große Zahnkliniken errichtet worden,
die den an Zahnleiden erkrankten Soldaten Hilfe gewähren. Troh-
dem alſo unſre Feldgrauen die Bedeutung der Zahnärzte im
Felde ſehr wohl zu ſchätzen wiſſen, haben ſie ihnen eine Reihe von
Spottnamen verliehen, der ſo manchem, der das Weſen des
Soldatenhumors nicht kennt, als arge Herabſetzung dieſes ſo
wichtigen Standes und Berufs erſcheinen könnten. Aber es iſt
damit nicht ſo ſchlimm gemeint; der deutſche Soldat liebt nun
einmal die ſtarken Mittel und der deutſche Soldatenhumor erſt
recht. Seinem harmlos gemeinten Spotte entgeht nichts; ſelbſt
die Fahne hat er mit merkwürdig anmutenden Koſenamern,
wie Begeiſterungsknüppel, Hurraſtengel, Bataillonsregenſchirm
und ſo weiter, bedacht.

wenn er den Feldzahnarzt mit Vorliebe „Gebißklempner'
nennt. Dieſes iſt die am häufigſten vom feldgrauen Humor an-
gewandte Standesbezeichnung; daneben begegnen uns noch Be-
nennungen, wie „Maulſchuſter“, „Zahnſchloſſer“, „Schnauzen-
monteur“, „Schmied“, „Schnauzenmaurer“, „Zahnathlet“ und
„Zahndentiſt“. Die Bezeichnung „Schnauzenmaurer“ he-
zieht ſich darauf, daß man zum Plombieren der Sol
datenzähne gewöhnlich Zement verwendet; Gold gehört je
in die Reichsbank! „Zahnathlet“ und „Zahndentiſt“ ſind ja auch
in bürgerlichen Kreiſen übliche Spottbezeichnungen; die letzte Ve-
nennung aber entſpringt ganz beſonders militäriſchen Gepflogen-
heiten; ſo ſpricht der im Weſten kämpfende Feldgraue gern von
einem Chateau-Schlößchen, von einem Jardin-Garten, ſeinem
Chapeau-Hut, womit er den Helm meint, uſw. Die zahnärztliche
Klinik heißt die Schmiede oder Klempnerei, denn in ihr pflegt
man, wie es auf feldgrau heißt, den Soldaten „die Schnanze
vorzuſchuhen“. Bei den Tiroler Truppen iſt die Bezeich-
nung „Rachenmacher“ für den Zahnarzt im Schwange. Mi
kühner feldgrauer Uebertreibung wird ein hohler Zahn eine
„Minierhöhle“ genannt.

Die Uebertreibung gehört ja zum Weſen des feldgrauen
Humors; ſo nennt beiſpielsweiſe der Unteroffizier die Augen des
Rekruten mit Vorliebe „Schuſterleuchtkugeln“,vor dem Landgericht einſetzen. Das Klagerecht iſt aber und ſeinem Blute gedient hat.

T
Verbrauchsmenge ansSchlachtviehfleiſchs00 Gramm.

Die Verbrauchsmenge an Schlachtviehfleiſch, die in der Woche vom
18. bis 24. Juni d. J. bei den Fleiſchern auf Grund der Reichs
fleiſchkarte entnommen werden darf, wird auf

250 Gramm
feſtgeſetzt. Von den für dieſe Woche geltenden Fleiſchmarken können die
geſamten Abſchnitte zum Bezug von Schlachtviehfleiſch bei den Fleiſchern
vder zur Entnahme von Fleiſchgerichten aus Schlachtviehfleiſch in den
Gaſt Schank- und Speiſewirtſchaften uſw. verwendet werden. Auf
jede der 10 bzw. 5 Fleiſchmarken dürfen 25 Gramm Schlachtviehfleiſch
mit eingewachſenen Knochen oder 20 Gramm ohne Knochen ent-
nommen werden.

Die Menge der Fleiſchwaren, die auf Grund der ſtädtiſchen Zuſatz
Fleiſchkarten bei den Fleiſchern entnommen werden darf, beträgt ebenfalls

250 Gramm.
Jeder Abſchnitt der Zuſatz Fleiſchkarte berechtigt zum Bezug von
125 Gramm Fleiſchwaren.

Halle, den 16. Juni 1917. Der Magiſtrat.

Diejenigen Jnhaber von Kleinhandelsgeſchäften, welche Kunden-
liſten eingereicht haben, werden aufgefordert Dienstag den 19.,
Mittwoch den 20. und Donnerstag den 21. Juni 1917
bei den von ihnen gewählten Großfirmen die in dieſer Woche zum
Verkauf gelangenden Haferflocken abzuholen.

Bekanntmachung über Reglung des Verkaufs erfolgt ſpäter.

Halle, den 18. Juni 1917. Der Magiſtrat.

Mädchenkleider,, Knubenunzü
aus guten Waſchſtoffen in großer Auswahl preiswert

im Kaufhaus H. FElkan, Leipziger Straße 87.

Warnung.
Die Schlachtſchweine in den beſetzten Gebieten, beſonders des

öſtlichen und ſüdöſtlichen Kriegsſchauplatzes, ſind häufig mit Trichinen
und geſundheitsſchädlichen Finnen behaftet, die durch das Zubereiten
und Haltbarmachen des Fleiſches beim Schlachten der Tiere nicht immer
abgetötet werden.

Der Genuß trichinöſen Fleiſches ſowie der daraus hergeſtellten
Fleiſchwaren gefährdet die Geſundheit und ruft ſchwere Erkrankungen
(Trichinoſe uſw.) hervor.

Es wird dringend gewarnt, Fleiſch oder Fleiſchwaren

nicht völlig garem Zuſtande zu genießen.

Halle, den 16. Juni 1917. Die Polizeiverwaltung.

von
Schweinen aus den genannten Gebieten in ununterſuchtem oder in

Mittwoch den 20. Juni, abends 8 Uhr

Miſfitär Konzert
Leitung: Kapellmeiſter R. Höning.

Eintrittspreis 35 Pfennig.
Donnerstag den 21. Juni, abends 8 Uhr

erfolgte Vereinigung der Univerſitäten Wittenberg und Halle

Verpachtung
des Anſ chlagweſ ens.

Das Recht der Venunnng der öffentlichen Anſchlagſäulen
e ſoll vom 1. Oktober 1917 an aufund tafeln in der Stadt Ha

drei Jahre verpachtet werden.
Angebote werden

Der Magiſtrat.Halle, den 12. Juni 1917

bis 7. Juli 1917 erbeten. Bedingungen
tönnen gegen 50 Pfg. von uns bezogen werden, liegen auch im ſtädtiſchen
Bureau V, Rathausſtraße 19, Zimmer 46, zu jede rmanns Einſicht aus.

3 Könige
Ab heute neues Programm.

Alte Promenade Ia

Am Dienstag den 19. Juni treffen große Poſten hochfeine fette
Kieler Rauchaale ein.

Aale, klein Pfund 400 Mark.
Aale, mittel 6,30

Ferner ſind große Mengen geräucherte Flundern, Seelachs, Schell
fiſch und Knurrhahn zu haben.

Halle, den 18. Juni 1917. Der Magiſtrat.

Fernruf 5738.

Karin Molander in 69
Wer war der Täter?

Der Verkauf des der Stadt überwieſenen Edamer Käſes wird
Dienstag den 19. Juni, uachmittags von 2 bis 6 Uhr,am D e der neuen Lebensemittel-auf die Nummern 31501-35

ſcheine in der Talamtſchule fortgeſetzt.
Für jede Perſon eines Haushalts wird Pfund zum Preiſe

von 45 Pfennig abgegeben.
Apgezähltes Geld iſt bereitzuhalten.

Palle, den 18. Juni 1917. Der Magiſtrat.

Drama in 3 Akten.

Paul Heidemann

LIIIIIIIIIIIIIZwei erstklaesige Lustspiole.

Varietee
Kleine Klausſtraße 7

Leitung Kapellmeiſter R. Höni
Daue

3336
Eintrittspreis 35 Pfennig

e Wj!:””)[)] ,7àj g9s5 s e ehe

L
Fernsprecher 1224.

Der späte Gast.
Drama in 3 Akten. Vorführung: 440 6.00 8.20.

Mädchen
die man nicht heiratet.

Tragödie in 3 Akten. Hauptrolle: Clara Wieth.
Vorführung: 5.00 7.10 9.20.

Das verhexte Stiefelpaar. Humer.

Es iſt daher keineswegs als eine Herabſetzung anzuſehen.

Bad Mittekinck.
ausgeführt von der Kapelle des 13. r (IV,31).

Dauerkarten ſind gültig.

aus Anlaß der Gedenkfeier zur Erinnerung an die vor 100 Jahren

Großes Festkonzert
ausgeführt von der Kapelle des 13. Landſt.Jnf.-Erſatzbataill. (IV/31).
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Beilage zur Volksſtimme.
Nr. 16.

Halle und Saalkreis.
Halle, 19. Juni 1917.

Die ſtädtiſchen Stiftungen.
Aus 103 Stiftungen im Geſamtbetrag von ziemlich 12 Mil-

lionen Mark (11 984 268 Mark) fließen der Stadt die Zinſen und
ſonſtigen Nutznießungen zu. Für 1917 iſt die Einnahme auf
691 000 Mark veranſchlagt; 1915 hat die Jſteinnahme 803 000
Mark betragen. Zu Armen- und Wohltätigkeitszwecken ſtehen
58 Vermächtniſſe zur Verfügung mit 910 000 Mark Vermögen
und ziemlich 40 000 Mark Ertrag. Für Pflegeanſtalten ſind
12 Stiftungen mit 8,5 Millionen Mark Vermögen und 435 000
Mark Ertrag vorhanden. 11 Legate mit 90000 Mark Kapital
und 3500 Mark Nutzung dienen Schulzwecken; die andern 22 Stif-
tungen mit 2,5 Millionen Vermögen und 325 000 Mark Ertrag
ſind für gemeinnützige Zwecke ausgeworfen. Der Unterſchied
zwiſchen dem Voranſchlag der Erträgniſſe im laufenden Jahr
und der Jſteinnahme 1915 iſt im weſentlichen auf die Bethke
Lehmann-Stiftung zurückzuführen, die mit 93 610 Mark Ertrag
eingeſtellt iſt, 1915 aber 298 350 Mark erbracht hat. Jn den
meiſten Fällen decken ſich Jſteinnahme und Anſchlag, in einigen
ſind die wirklichen Einnahmen etwas größer oder kleiner geweſen,

als veranſchlagt worden war.

Die beiden größten Stiftungen ſind die Hoſpitalſtif-
tung mit ziemlich 3600 000 Mrk Vermögen und 96 700 Mark
Ertrag, und die Riebeck- Stiftung mit 3 Millionen Mark
Vermögen und 122 300 Mark Ertrag. Nur die B ethke-Leh-
mann- Stiftung überſteigt noch mit 1 761 000 Mark Vermögen
(am Ende des Rechnungsjahrs 1915) die Million; alle andern
bleiben hinter dieſem Betrag zurück. Die Stiftung für das
Alters und Pflegeheim verfügt über 577534 Mark
Vermögen, bringt aber den hohen Ertrag von 208 500 Mark. Der
Größe des Vermögens nach folgen dann die Stiftung Adel-
heidsruh mit 400 500 Mark Vermögen und 3300 Mark Nut-
zung, die Ehrlichſche Stiftung mit 362 000 Mark Vermögen
und 14800 Mark Nutzung, die Geſchwiſter-Röſe r-Stiftung mit
229 000 Mark Vermögen und 10 130 Mark Nutzung, die Theo-
dor-Schmidt-Stiftung mit 216 000 Mark Vermögen und
20600 Mark Nutzung, die Aſſeſſor Müllerſche Haus-
ſtiftung mit 196 000 Mark Vermögen und 6130 Mark Nutzung, die
Stiftung der Sparkaſſen- Geſellſchaft mit 174 000
Mark und 8881 Mark Nutzung, die Bru nhord- Stiftung
mit 146 000 Mark und 5530 Mark Ertrag, und ſchließlich die
Haaßengier-Stiftung mit 108 000 Mark und 8000 Mark Er-
trag. Die andern Stiftungen bleiben hinter 100 000 Mark zurück.
Zwiſchen 50 000 und 100 000 Mark Vermögen weiſen fünf Stif
tungen auf, zwiſchen 10 000 und 50 000 Mark 34 Stiftungen; die
andern 49 Vermächtniſſe erreichen im Vermögensſtand nicht die
Summe von 10000 Mark. Die Ernſt Haaßengierſche Kriegs
ſtiftung und die Auguſte-Viktoria-Stiftung ſind nicht mit einem
Vermögenswert, ſondern nur mit 350 bzw. 36 000 Mark Nutzung
eingeſtellt. Die kleinſten Stiftungen ſind das Hulbeſche Legat
(163 Mark Vermögen) und das Altenſtadtſche Legat (150 Mark).

Der Sozialiſt hat über die Legate ſeine eignen ketzeriſchen
Gedanken An das Märchen, große Vermögen ſeien ſtets das Er-
zeugnis beſonderer perſönlicher Tüchtigkeit, glaubt er nicht, ab
geſehen davon, daß auch die größte perſönliche Tüchtigkeit nicht
das Anrecht geben dürfte, auf Koſten andrer ſich zu bereichern.
Aber ſolange nun einmal die privatkapitaliſtiſche Wirtſchafts
ordnung beſteht, ſolange erſcheint es angemeſſen, daß die Reichen

Halle, Dienstag den 19. Juni 1917.
möglichſt viel von dem an die Allgemeinheit zurückgelangen laſſen,
was ihnen zugefallen iſt. Und da iſt der Geſamtertrag von
12 Millionen an Vermächtniſſen für Halle außerordentlich be-
ſcheiden. Waren doch 1914 hier 252 Perſonen mit einem Jahres
einkommen von je 30 500 bis 100 000 Mark veranlagt und 39 Per-
ſonen mit mehr als je 100 000 Mark. Da müßte eigentlich der
Legatentopf reichlichern Zufluß aufweiſen.

Sozialdemokratiſcher Verein.
Die Bedeutung der kapitaliſtiſchen Kar-

telle, Truſte und Monopole war das Thema, welches
in der Vereinsverſammlung am 18. Juni Genoſſe Landtagsabge-
ordneter O. Hue in erſchöpfender Weiſe behandelte. Der Ver-
lauf des nun faſt dreijährigen Krieges habe mehr als alles
andre klar erwieſen, daß die Anſicht ſelbſt ſolcher Politiker, wie
Auguſt Bebel, eine irrige war, nämlich, daß ein Ereignis wie
dieſer Weltkrieg die ganze kapitaliſtiſche Wirtſchaftsordnung in
kurzer Zeit zuſammenbrechen laſſen werde. Gerade das Gegen-
teil iſt der Fall geworden, die großen, in wenigen Händen ſich
befindenden Kapitalsmaſſen haben durch den Krieg eine Stär-
kung und Befeſtigung erfahren, die früher nicht zu ahnen ge-
weſen ſei. Und die Folge des Krieges reſp. die Verwendung und
Anhäufung des Kapitals in immer enger verbundenen Jnter-
eſſengruppen werde die ſein, daß wir nach dem Kriege faſt nur
mit zwei Klaſſen, der ganz reichen und der ganz armen, zu
rechnen haben werden. Da muß ganz von ſelbſt die Frage auf-
tauchen und auch beantwortet werden: „Was wird nun wer-
den?“ Wir müſſen verſuchen, die Dinge zu erforſchen, die zu
dieſen Verhältniſſen geführt haben. Zur beſſern Ausnutzung des
Kapitals und Beherrſchung der Produttion ſchloſſen ſich die ein-
zelnen Unternehmer in Unternehmerkartellen zuſammen. Jn
dieſen Kartellen ſchon verliert der einzelne Unternehmer ſeine
bisherige Selbſtändigkeit als Kaufmann, denn das Geſchäft wird
vom Kartell gemacht. Jmmerhin verbleibt aber die techniſche
Seite der Unternehmer dem Einfluß des einzelnen Unternehmers
noch vorbehalten. Dieſe noch weniger feſte Organiſation der
Kartelle, die Konvention, führt jedoch ſchon zu einem feſteren
füge, dem Syndikat. Dieſes letztere übt denn auch bereits auf
den einzelnen Unternehmer einen bedeutend größeren Einfluß
aus und nimmt ihm gewiſſermaßen ſeine Selbſtändigkeit. Denn
die Syndikate produzieren ſelbſt, ſie kaufen und verkaufen und
beherrſchen ſomit den Markt. Die Organiſation dieſer Syndi-
kate iſt eine bis ins kleinſte ausgeklügelte und demgemäß in
ihrer Wirkung ſo, daß Einzelunternehmer nicht gegen ſie an-
kämpfen können. Schaffung von Konkurrenzunternehmungen ſind
deshalb auch vollſtändig ausſichtslos.

Durch äußerſt hohe Strafen, die durch das Statut der
Syndikate dem einzelnen Unternehmer wegen Unterbietung im
Preis oder durch geſchäftliche Verbindung gegen den Willen der
Syndikate uſw. auferlegt werden, erreichen dieſelben, daß ihnen
nicht nur der Markt als ſolcher, ſondern auch die Feſtſetzung der
Preiſe ohne Konkurrenz überlaſſen bleibt. Mit der Zeit haben
ſich jedoch innerhalb der Syndikate ſog. Jntereſſengemeinſchaften
gebildet, ſo z. B. zwiſchen Zeche und Hütte, die Gewinnvertei-
lungskartelle. Und innerhalb dieſer Jntereſſengemeinſchaften
war die Solidarität des internationalen Kapitals auch während
des Krieges noch nicht erſtorben, ſondern wie im Falle des be-
kannten Dynamitkartells noch bis in den Sommer 1915 hinein
in reger Tätigkeit. Dieſe Jntereſſengemeinſchaften führten wei-
ter zu einer Fuſion des Kapitals, ſo daß wohl weiter die ver-
ſchiedenſten Unternehmungen nebeneinander beſtehen, die Jn-
haber derſelben jedoch größtenteils in einer Perſon oder Fa-
milie vereinigt ſind.

Der Ausbau dieſer Fuſionen führt dann zu den Truſten.
War in den Syndikaten noch eine ſelbſtändige Leitung der ein
zelnen Unternehmungen vorhanden, ſo hört das in den Truſten
völlig auf. Dieſe letzteren bedingten die vollſtändige Unter-
ſtellung des einzelnen ſowohl in techniſcher wie kaufmänniſcher
Beziehung.

Die Truſte ſind vor allem ausgebildet in der Elektro-
induſtrie und in der Farbeninduſtrie. Hatten die Syndikate den
Markt erobert, ſo verſchafften ſich die Truſte die vollſtändige
Kontrolle veſp. Ausnutzung der Produktion, mit andern Worten

1. Jahrgang.
das Monopol. Das wichtigſte unter den Monopolen iſt unſtreitig
für Deutſchland das Kalimonopol, aber auch noch andre ſehr wich
tige Jnduſtrien, ſo z. B. die der Flaſchenfabrikation, Spiegel
glas, Jute-, Zink- und Zigarettenmonopol beherrſchen die Pro
duktion und den Markt. Und die Nährquelle für dieſe gewaltiger
Jntereſſenverbände bildet nunmehr das Kartell der Grofßbanken.
Sind es doch in Deutſchland nur vier derartige Großbanken, aus
deren Stahlkammern der Kraftſtrom fließt, mit dem dann das
ganze Wirtſchaftsleben Deutſchlands beherrſcht wird.

Ohne den Zuſammenſchluß in den ſftfizzierten Verbänden
und ſo weiter hätte ſelbſtredend die deutſche Produktion und
damit das Kapital während des Krieges zuſammenbrechen müſſen.
Aber nicht nur die eigne Erhaltung war dadurch geſichert, ſondern
wir haben gerade in den Monopolen und Truſten z. B. der
Schwerinduſtrie die eigentlichen Kriegstreiber und Annexioniſten
zu ſuchen. Denn das vereinigte Kapital hat ja den größten
Nutzen davon. Der Drang zur Vorherrſchaft auf dem Weltmarkte,
der die Groß induſtriellen aller Länder beherrſcht, war der eigent-
liche Grund des Krieges. Und der durch dieſen herbeigeführt
koloſſale Zuſammenſchluß des Kapitals wiederum läßt für die
Zeit nach dem Kriegsſchluß auf wirtſchaftliche Kämpfe ſchließen,
die alle bisher geführten an Erbitterung und Schwere übertreffen
werden, denn das organiſierte Kapital weiß ſehr wo daß die
organiſierte Arbeiterſchaft ſein einziger Gegner iſt. Und da auch
die Arbeiterſchaft weiß, was für Kämpfe derſelben nach dem
Kriege bevorſtehen, in denen Einigkeit die höchſte und wichtigſte
Bedingung ſein wird, deshalb kann man die Sprengung der Ar-
beiterklaſſe in zwei ſich bekämpfende Teile aur als Ver-
brechen bezeichnen. Denn nicht mit theoretiſchen Spintiſie-
rungen, ſondern durch klare Erkenntnis der wirtſchaftlichen
Gegenſätze und darauf aufbauende Politik kann der Arbeiter-
klaſſe gedient werden.

Reicher Beifall lohnte die intereſſanten Ausführungen. Da
eine Debatte nicht beliebt wurde, ſchloß Genoſſe Thiele nach
einem warmen Appell zur tatkräftigen Mitarbeit an der Partei-
organiſation wie an der „Volksſtimme“ die Verſammlung.

Zur Parteiſpaltung in Halle.
Wir „Abhängigen“! Ein Genoſſe ſchreibt uns: „Den Un-

abhängigen bereitet es offenbar Vergnügeu, uns als Abhängige zu be-
zeichnen. Jch habe nichts dawider, denn ich fühle mich in der Tat
abhängig von einer ganzen Anzahl Umſtänden. Jch mache meine
Arbeit abhängig von der Mehrheit, abhängig von den Tat-
ſachen und abhängig von wirklichen Gründen. Mir ſcheint,
als ob die Unabhängigen bezüglich aller dieſer Punkte den ſich zuge-
legten Namen gleichfalls mit Recht verdienten. Sie urteilen ohne Be-
rückſichtigung der Mehrheit, der Tatſachen und der vorliegenden
Gründe. Ob freilich Anlaß vorliegt, auf derartige „Unabhängigkeit“
beſonders ſtolz zu ſein und ſich in die Bruſt zu werfen, wie ſie es mit
Vorliebe tun, ſteht auf einem andern Blatte. Unabhängig ſcheinen
manche gerade der neuen Partei auch zu ſein von jeder Konſequen z.
Oder iſt es konſequent, wenn ein Unabhängiger. der in der Kreditbe-
willigung eine Urſache der Kriegsverlängerung erblickt und den Be-
willigern die Mitſchuld am Kriege, ſogar, wie Ledebour meint, die
Verantwortung an der Art der Kriegführung zuſchiebt, ſelbſt
Kriegsanleihe zeichnet? Oder iſt es konſequent, wenn die
geſamte „Volksblatt“- Redaktion und unſer geſamter früherer Partei
vorſtand in Halle im März auf dem Bezirkstag beſchließt, die Streit-
fragen in der Partei müßten durch den Parteitag entſchieden werden,
und ſo lange ſei an der einheitlichen Parteiorganifation feſtzuhalten,
dann aber einige Wochen darauf ebenſo den Uebertritt zu den Unab-
hängigen vollzieht Iſt es konſequent, aus einer Partei auszutreten,
aber das geſamte Vermögen dieſes Vereins, der ausdrücklich ein Glied
der ſozialdemokratiſchen Partei Deutſchlands iſt, mitzunehmen Un-
abhängig ſind unſre früheren Kampfgefährten alſo von verſchiedenem.
Deshalb ſollen ſie ihren Namen behalten, bis der Wind über ihre
Stoppeln wehen wird, wie er auch über die Unabhängigen von 1890
bald genug geweht hat.“

Warenpreiſe vom Kriegsamt. Die Firma Weiſe Monſti
hat geſtern die ihr vom Kriegsamt zugeteilten Lebensmittel den
Arbeitern zu Kaufpreiſen angeboten, die jedenfalls alles bisher
Dageweſene übertreffen. So koſtet: ein Pfund Fruchtmus 2,28 Mart-
ein Pfund weiße Bohnen 3,25 Mark, ein Pfund kleine Erbſen

Der Tanz des Todes.
Von W. Wladimirow.

Aus dem Ruſſiſchen von Viktor Kalinowſti.

(4. Fortſetzung.)

Den uniformierten Scharfrichtern ſchlug das Gewiſſen
nie und nimmer. Nichts hielt ſie von Gewalttätigkeit und
Grauſamkeit ab, vielleicht nur mit einer einzigen Aus-
nahme, die alle, ſogar die vereidigten Advokaten, in Ver-
wunderung ſetzte. Damals fällte man ein mildes und ge-
rechtes Urteil. Die Unſchuldigen wurden nämlich frei-
geſprochen.

Leider! Dies ereignete ſich nach einem Attentat auf
einen uniformierten Henker, den General Schwejkowſki.
Als er mit ſeiner Frau zum Warſchauer Bahnhof fuhr,
ſprangen zwei Rächer aus dem Volk auf den Wagentritt und
gaben mehrere Revolverſchüſſe ab. Zum Unglück wurde die
Frau getroffen und ſchwer verwundet, der General aber
kam mit dem Schrecken davon, weil er ſich hinter ihrem
Rücken verſteckte. Das Attentat machte auf ihn einen de
primierenden Eindruck und zwang die andern Richter zur
vorläufigen Beſinnung. Jch ſage: zur vorläufigen, denn
als ſie ſich vom Schreck erholten, verfolgten ſie ihre Opfer
mit noch größerer Bosheit und Barbarei.

Der grauſamſte unter ihnen iſt General Doroſchewſki.
Unter ſeinem Vorſitz wird kein andres Urteil gefällt als
das der Todesſtrafe.
Bevor die Sitzung eröffnet wird, wendet er ſich gewöhn

lich an die Richter mit folgender Anſprache:
„Meine Herren, ich bitte zu bedenken, daß das Kriegs-

gericht in der kritiſchen Gegenwart zum Kampfe gegen
die Revolutionsbewegung berufen worden iſt. Keiner kann

freigeſprochen werden. Tod allen Revolutionären! ein
andres Mittel gibt es nicht. Bitte nicht zu vergeſſen, daß
die Regierung Euch, die Vertreter der höheren Militär
ſtufen, zu Vollſtreckern einer hiſtoriſchen Miſſion erkoren
hat. Die Regierung hofft daher, daß Jhr ihre treue und
ſichere Stütze ſein werdet, andernfalls werdet Jhr Eure

hohen Stellungen verlieren. Bitte das beim Unterſchreiben
der Urteile nicht zu vergeſſen!“

Während das gerichtliche Verfahren noch ſchwebt, ver-
ſucht General Doroſchewſki durch willkürliche Entſcheidun-
gen, manchmal ſogar durch Drohungen auf die Richter einen
Druck auszuüben. Er terroriſiert ſie dermaßen, daß ihn die
Advokaten in ihren Verteidigungsreden ſchon öfters daran
erinnern mußten, daß es eine elementare Pflicht der Richter
iſt, ohne Rückſichtnahme auf die Meinung des Vorſitzenden
das Urteil zu fällen und ſich nur nach ihrem Gewiſſen zu
richten. Doroſchewſki haßt deshalb die Verteidiger, er ſteht
ſie als ſeine perſönlichen Feinde an und ſtellt ſie auf erne
Stufe mit den Angeklagten, mit denen ſie nach ſeiner Mei-
nung Hand in Hand arbeiten.

Jedes Mittel iſt ihm recht, um die Verteidiger mit den
Angeklagten nicht zuſammenkommen zu laſſen. Zum Bei-
ſpiel verwehrt er den Verteidigern den Zutritt zum Gericht,
wenn ſie keine formelle Vollmacht haben, wohl wiſſend,
daß ſie dieſelbe nicht bekommen können, weil ohne ſpezielle
Erlaubnis keiner in die Zitadelle, in der die ſchweren politi-
ſchen Gefangenen interniert ſind, eingelaſſen wird. Um
aber die Eintrittskarte zu erhalten, muß man erſt die Zu-
ſtimmung des Gefangenen einholen.

Dadurch gerät man in ein Labyrinth, das man durch
eine geſetzliche Tür nicht verlaſſen kann. Jedesmal muß
man ſchon aus Not zu ungeſetzlichen Mitteln greifen, um
die Einlaßkarte zu bekommen, andernfalls bleibt der Ange-
klagte ohne Verteidiger.

Jmmer, wenn die Verteidigung ſich an das Gericht mit
einer Bitte wendet, wird ſie von Doroſchewſki abgewieſen.
Vorerſt legt er die Angelegenheit dem Gericht zur Prüfung
vor und bemüht ſich dabei, das Recht formell zu reſpektieren.

Gewöhnlich betont er, daß er ſtreng nach dem Buch-
ſtaben des Geſetzes handelt: er handelt geſetzlich, wenn er
jemand dem Galgen überliefert, ebenſo wenn er ſtiehlt.
Jede Maßnahme, jede Tat ſeinerſeits iſt darauf berechnet,
dem Geſetz ſtrenge Genugtuung zu verſchaffen. Er macht
den Eindruck eines verſtändigen und überſchlaun Men

Seine Geſichtszüge behielten den markanten jüdiſchen
Typus; er iſt ein hochgewachſener Mann mit dunkelm Haar
und einem dichten, ſchwarzen, geſcheitelten Vollbart. Die
kleinen ſchwarzen Aeuglein ſchweifen ruhelos umher. Wäh-
rend der Gerichtsverhandlungen benimmt er ſich überaus
dünkelhaft und ſteuert ſtracks ſeinem ſchon vorgeſteckten
Ziele zu. Um Karriere zu machen, ſchreitet er ohne Zögern
über Leichenhaufen. Sobald er ſieht, daß infolge Beweis-
mangels die Angeklagten nicht verurteilt werden können,
verletzt er das Recht, indem er den Richtern das ihnen un
bekannte Beweismaterial verlieſt, welches ihm durch den
geheimen Unterſuchungsausſchuß und die Ochrana (Schutz-
polizei) geliefert wurde. Mit Hilfe dieſes Beweismaterials
will er die Richter von der Schuld der Angeklagten über-
zeugen und ſie zum Unterſchreiben des Todesurteils ver-
anlaſſen. Ein ſolches Verfahren iſt geradezu verbrecheriſch,
denn es verletzt grundſätzlich jedes Recht des Angeklagten,
der den Jnhalt der Anklageſchrift nicht kennen kann, weil
er nicht weiß, aus welcher Quelle ſie ſtammt.

Das zweite Mitglied des Kriegsgericht, General
Schwejkowſki, auch ein Verhandlungsleiter, ſtellt einen ge
nau entgegengeſetzten Typus vor. Er watet ebenfalls im
Blute, wenn es gilt, Karriere zu machen auch er tötet
Menſchen, aber ſein Verhältnis zu den Angeklagten und
der Verteidigung iſt etwas anders geartet als bei General
Doroſchewſki.

Sein Aeußeres flößt Ekel enin; er hat rotes Haar,
rot angelaufene, wäſſerige Augen und dicke, ſinnliche Lip-
pen. Jm Umgang mit den Menſchen iſt er aufmerkſam und
höflich, manchmal ſogar bis zur Uebertreibung. Er ver-
ſichert jedem, daß er ein Gegner der Todesſtrafe iſt, und
immer, wenn er das Todesurteil unterſchreibt, blutet ihm
das Herz.

Er iſt ein liebenswürdiger Vampir, der auf jeden Wink
der Behörde Menſchenblut zu ſaufen bereit iſt.

Unter ſeinem Vorſitz erfolgte niemals ein freiſprechen-
des Urteil. Die Verteidiger erachten es als eine krankhafte

ſchen. Er iſt getaufter Jude. Einbildung, eine Sache unter ſeinem Vorſitz zu verteidigen

e



3.05 Mark, Eier pro Stück 29 Pfg. Dieſe Wucherpreiſe wurden alſo
von einer Stelle verlangt, die einſt gebildet wurde zu dem ſchönen
Zwecke, gerechte und wohlfeile Verteilung der vorhandenen Lebensmittel
zu gewährleiſten. Wir glauben kaum, daß die Arbeiter, die ſolche
Preiſe für Lebensmittel zahlen ſollen, ihre heutige, überaus ſchwere
Arbeit ohne Murren leiſten können. Wo aber bleibt die Behörde, die
dem Kriegsamt das Geſchäft legt

Merkblatt über die Verwendung des Einmachezuckers
im Haushalt. Der Frauenbeirat des Kriegsernährungsamts hat
W Ratſchläge über die Verwendung des Einmachezuckers heraus
gegeben

Da dem Einzelhaushalt nur verhältnismäßig geringe Mengen
Einmachezucker zugeteilt werden können, iſt vor allem zu beachten, daß
dieſe auf das beſte ausgenutzt werden.

I. Zucker iſt zum Einkochen im Privathaushalt nur da zu ver-
wenden, wo eine andre Konſervierungsmethode nicht anwendbar iſt.
2) Saure Früchte, wie Rhabarber und unreife Stachelbeeren und das
meiſte Beerenobſt, wie Heidelbeeren (Blaubeeren, Bickbeeren), Holunder-
und Preiſelbeeren laſſen ſich, wenn die notwendigen Flaſchen und Ver-
ſchlüſſe vorhanden ſind, nach altbewährten Rezepten ohne Zucker ein
kochen. b) Dasſelbe gilt für die Zubereitung von Fruchtſäften, immer
vorausgeſetzt, daß Flaſchen und Verſchlüfſe in der unerläßlich einwand
freien Beſchaffenheit vorhanden ſind. Säfte ohne Zucker ſind
e ſſer haltbar als mit zuwenig Zucker eingekochte. c) Obſt, welches
ducch Dörren haltbar gemacht werden kann, wie Aepfel, Biruen,
Pflaumen, Zwetſchen, Aprikoſen, Heidelbeeren und auch Kirſchen ſollte
in größtmöglichem Umfang auf dieſe Art konſerviert werden. Sie iſt
einfach, billig und ſicher und braucht keine koſtſpieligen Aufbewahrungs-
gefäße. Gedörrtes Obſt nimmt nur ſehr wenig Raum in Anſpruch.

2. Wo die Verwendung von Zucker bei der Konſervierung von
Obſt unerläßlich iſt, ſollte in der Hauptſache ſehr ſüßes und reiſes Obſt
verwendet werden, damit die geringe Menge verfügbaren Einmache-
zuckers zur Herſtellung möglichſt großer Mengen von Eingemachtem reicht.

3. Beim Einmachen von Obſt mit Zucker ſollte beſonderes Gewicht
auf die Zubereitung von Brotaufſtrichmitteln und Muſen gelegt werden
ganze Früchte in Zuckerſaft eingekocht erfordern. wo keine einwandfreien
Verſchlüſſe vorhanden ſind, große Mengen Zucker, wenn die Haltbarkeit
einigermaßen ſichergeſtellt werden ſoll.

4. Ueberall da, wo die Grundſätze des Einkochens nicht bekannt
ſind und die Hausfrauen keine praktiſche Erfahrung im Einmachen des
Obſtes haben, ſollten ſie es unterlaſſen.

5. Wo nicht genug Früchte vorhanden ſind, oder es darauf an-
tommt, ſehr billige Konſerven herzuſtellen, kann eine Streckung durch
Zuſatz von gelben Rüben, Runkelrüben, Möhren (Mohrrüben), Kohl-
rüben (Wruken, Dotſchen, Bodenkohlrabi), Tomaten, Kürbis und
Topinambur eintreten.

6. Die Frage der zweckmäßigen Verwendung von Einkochzucker
muß immer mit folgenden Geſichtspunkten zuſammen behandelt werden:
den diesbezüglichen ortsüblichen Gepflogenheiten, den Erfahrungen und
Kenntniſſen der Hausfrauen, den zur Verfügung ſtehenden Obſtarten
und mengen, den Obſtpreiſen, der Frage der vorhandenen Gläſer,
Büchſen, Doſeu, Verſchlüſſe, Dörrhürden und Darren oder der Mög-
lichkeit ihrer Beſchaffung.

Das Sekretariat des Frauenbeirats verfügt über eine reiche Aus-
wahl von Leitſätzen und Rezepten über Obſtverwertung nach Erfahrungen
aus Friedens und Kriegszeiten aus dem ganzen Deutſchen Reich. Sieſehen auf Wunſch zur Serſägung

X Nicht empfehlenswertes Mittel gegen Ratten. Seit
eintgen Jahren werden zur Bekämpfung der Rattenplage bakterienhaltige
Präparate, wie Ratin, Liverpoolvirus, Danyfzbazillen, Jſſatſchento-
hazillen u. a., in den Handel gebracht, welche unter den Nagern tödliche,
ſich von Tier zu Tier verbreitende Krankheiten erregen, fur den
Menſchen aber angeblich ungefährlich ſind. Abgeſehen davon, daß die
Wirkung dieſer Mittel den Ratten gegenüber durchaus nicht zuverläſſig
iſt, ſind durch unvorſichtiges Umgehen mit dieſen Präparaten zahlreiche
Jnfektionen von Menſchen herbeigeführt worden, die die Erkrantung
dieſer Perſonen an akuten, bisweilen mit typhusähnlichen Erſcheinungen
verbundenen Darmkatarrhen, in einigen Fällen ſogar den Tod zur
Folge hatten. Es muß daher vor der Benutzung dieſer Präparate
dringend gewarnt werden.

Aus dem Polizeibericht. Jn der Mansfelder Straße fand
zwiſchen einem Motorwagen und einem Geſchäftswagen ein Zuſammen
ſtoß ſtatt, wobei letzterer leicht beſchädigt wurde. Perſonen ſind nicht
verletzt. Ein franzöſiſcher Kriegsgefangener, der ſich heimlich
aus ſeiner Arbeitsſtelle am Böllberger Wege entfernt hatte, wurde in
der Nacht zum Sonntag feſtgenommen. Am Sonnabend wurden am
Saalanger zwei Arbeitsburſchen beim Spargeldiebſtahl betroffen. Jhre
Namen ſind feſtgeſtellt. Der Spargel, etwa 9 Pfund, wurde den Eigen-
tümern wieder zugeſtellt. Jn der Nacht zum Sonntag wurde aus
einem eingezäunten Rhabarberfeld am Böllberger Wege ein größerer
Diebſtahl ausgeführt. Die beteiligten 10 Perſonen wurden feſtgenommen
und der Kriminalpolizei zugeführt. Beim Baden im Luiſenbad wurde ein
23 Jahre alter Muſiker von einem Herzſchlag betroffen und verſtarb alsbald.

Am Sonntag wurde die Feuerwehr nach einem zwiſchen Deſſauer

zehnten an der Spitze der deutſchen Arbeiterbewegung tätig iſt,

bekommt, daß es ſich um einen böswilligen Organiſationszerſtörer

gefallen, daß ein Pärchen regelmäßig, in beſtimmten Zwiſchen-
räumen, mit Kiſten und Koffern zwiſchen Poſen und Berlin

Straße und Julius-KühnStraße befindlichen Bahnwärterhäuschen ge-

rufen, woſelbſt durch Funkenflug trockenes Gras, eine Bretterplanke und
ein aus Holz erbauter Stall in Brand geraten waren. Die Wehr
konnte nach 2ſtündiger Tätigkeit wieder abrücken. Zwei aus einen
Gefangenlager entwichene ruſſiſche Kriegsgefangene wurden von einem
Privatſchüler in einer Kiesgrube am Lettiner Weg aufgegriffen und zur
weitern Veranlaſſung vorgeführt. Jn der Magdeburger Straße er
litt ein unbekannter, etwa 60 Jahre alter Mann einen leichten Schlag-
anfall. Da er ſich nicht wieder erholte, wurde er mit dem Kranken-
wagen der königlichen Klinik zugeführt. In der Nacht zum Montag
wurde die Seitenſcheibe eines Schaufenſters in der Großen Klausſtraße
eingeſchlagen. Es wurde nichts geſtohlen, da der Täter anſcheinend

geſtört worden iſt. t
Aus der Parteibewegung.

Von der Parteiſpaltung.
Die Wahlkreisorganiſation für Delitzſch- Bitterfeld

entſchied in der am 17. Juni ſtattgefundenen Generalverſamm-
lung ihren Uebertritt zu den „Unabhängigen“. Es
ſtimmten 15 Delegierte für, vier gegen den Uebertritt. Ein
Kreisvorſtandsmitglied ſtimmte nicht mit ab, erklärte aber unter
Beifall, daß er die Zerſtörunß jahrzehntelanger, mühſamer
Parteiarbeit nicht mit mache. Damit haben bis jetzt von den
acht Wahlkreisorganiſationen des Halleſchen Agitationsbezirks
ſechs die Parteiſpaltung vollzogen. Die beiden noch ausſtehenden
Vereine der Kreiſe Sangerhauſen und Zeitz werden zweifellos
noch folgen. Das nimmt bei der Bearbeitung der wenigen noch
tätigen Mitglieder in den einzelnen Kreiſen durch die zuſtändi-
gen Parteizeitungen und durch die Schürer dieſer Organiſations-
gruppe nicht wunder.

Unter welch ſchwacher Beteiligung der Uebertritt zum Teil
vollzogen wurde, iſt aus dieſem Bezirk bereits einmal berichtet
worden. Ueber laues Parteileben wurde auch in den Berichten
und auf den Generalverſammlungen geklagt. Mit welchen Leuten
der Uebertritt teilweiſe propagiert wird, muß gleichfalls feſtge-
nagelt werden. U. a. ſtellte ſich ein Delegierter aus dem Kreiſe
Mansfeld ein, der in der gleichen Eigenſchaft dort an der
Generalverſammlung ſich mit kräftigen Tönen für den Anſchluß
an die Unabhängigen ins Zeug legte. Gegenwärtig arbeitet er
in Bitterfeld, wo er ſich vor wenigen Tagen mit ſeinem Mit-
gliedsbuch vorſtellte und ihm die Erlangung einer Delegation
leicht gelang. Jn der Generalverſammlung in Eisleben verglich
dieſer Mann das Verhalten der ſozialdemokratiſchen Reichstags
fraktion und des Parteivorſtandes mit einer Hure, die ſich dem
Zuhälter an den Hals wirft, nachdem ſie von ihm eine Ohrfeige
erhielt. Bei einer andern Gelegenheit erklärte er einen ſozial-
demokratiſchen Abgeordneten, von dem jeder weiß, daß er wie
ſelten einer mit reichem Wiſſen begabt und unermüdlich ſeit Jahr-

für unwiſſend und reif fürs Jrrenhaus. Und ſolchem jungen
Manne, bei deſſen Auftreten der Unbefangene ſofort den Eindruck

handelt, ſtimmen gegenwärtig alte, in der Parteiarbeit er-
graute Genoſſen zu.

Vom Abgeordneten des Kreiſes, Genoſſen Raute, ſei feſt-
geſtellt, daß er erklärte, er ſei bei der Fraktionsmehrheit geblie-
ben, um die Organiſationszerſtörung zu verhindern und in der
Hoffnung, die Minderheit werde bald die Mehrheit erlangen.
Die Fraktion könne nach ſeiner Meinung von der eingeſchlagenen
Taktit (an der er mitwirkte), nicht mehr zurück und deshalb ſei
der Uebertritt zu den „Unabhängigen“ zur Notwendigkeit gewor-
den. Drei Tage vor der Generalverſammlung hat er in
Eilenburg noch gegen dieſen Uebertritt geſprochen
und geſtimmt. Das iſt allerdings ein wandelbares Entgegen-
kommen.

Kleine Chronik.
Vom Fleiſchſchmuggel.

Auf dem Bahnhof Friedrichſtraße in Berlin war es auf-

hin und ber fuhr. Bisher wollte es nicht gelingen, der Verdäch-
tigen habhaft zu werden, obwohl man auch die Zugbeamten auf-
merkſam gemacht hatte. Am Sonnabend meldete nun ein Zug-
führer, daß das Pärchen wieder auf dem Wege nach Berlin ſei.
Auf dem Bahnhof Friedrichſtraße gelang es auch der Polizei,
das Mädchen zu erwiſchen, während der junge Mann im Ge-
dränge entſchlüpfte und verſchwand. Jn zwei Koffern und
zwei Kiſten fand man, wohl verpackt, ein ganzes Schwein
und ein ganzes Kalb. Das Mädchen, das mit dem Entkommenen
den Schleichhandel ſchon ſeit Monaten betrieb, verweigert über
ſich und den jungen Mann jede Auskunft. Es wurde in Ge-
wahrſam genommen, das Fleiſch beſchlagnahmt.

Exploſionsunglück in Berlin.

Auf dem Bahnhof Friedrichſtraße in Berlin iſt am
Sonntag früh bei der Einfahrt des Zuges 234 auf dem Fern
bahnſteig des Bahnhofs eine 34 Kilogramm ſchwere ſtählerne
Gasflaſche zerſprungen. Drei Perſonen, der Bahnſteig-
ſchaffner Rückert, die Schülerin Roſa Skrzipek aus Hin-
denburg und der Wehrmann Horſtmann von einer Maſchi-
nengewehrkompanie in Hannover, ſind ſchwer, zehn weitere
leicht verletzt. Die Beſchädigungen an den Bahnanlagen ſind un
erheblich. Der Betrieb iſt nicht geſtört.

Die Tragödie einer Mutter.

Eine Verhandlung gegen die Witwe Marie Jordan fand
vor der erſten Strafkammer des Landgerichts T in Berlin
wegen vorſätzlicher Tötung auf deren ausdrückliches Verlangen
ſtatt. Die Angeklagte war ſeit dem Auguſt vorigen Jahres in
große, unverſchuldete Not geraten, die immer brennender wurde,
je mehr die Zeit fortſchritt, ſo daß ſie ſchließlich keinen tröſt-
lichen Ausblick in dieſer ſchweren Zeit mehr ſah. Die äußere
Veranlaſſung dazu bot der im vorigen Auguſt erfolgte Tod ihres
Mannes, der Bureauvorſteher war. Als Troſt hatte er ihr ſeinen
Liebling, eine 11 jährige Tochter, zurückgelaſſen, die der Mutter
zwar tapfer zur Seite ſtand, der das kleine Herz aber immer
ſchwerer und ſchwerer wurde, wenn ſie die Mutter im ſtillen
weinen und kämpfen ſah. Sie bat deshalb oftmals die erſchüt
terte Mutter: „Geh doch mit mir zum Papa!“ Als die
Not aufs höchſte geſtiegen war, da die Angeklagte die Miete nicht
mehr bezahlen konnte, und die Kleine mit ihren Bitten immer
dringlicher wurde, gab das geplagte Mutterherz nach. Nachdem
ſie am Abend des 2. Januar die Tochter zu Bett gebracht hatt
und dieſe eingeſchlafen war, faßte ſie den Entſchluß, mit ihr ge
meinſam aus dem Leben zu ſcheiden und ſomit dem
Kinde den Wunſch zu erfüllen. Zu dieſem Zwecke nahm ſie von
der Hängelampe den, Gasſchlauch ab, drehte den Hahn auf und
legte ſich, während das Gas ausſtrömte, auf das Sofa nieder,
um den Tod zu erwarten. Zu ihr kam er jedoch nicht, ſondern
er nahm nur das Kind mit ſich. Als der durch den Gasgeruch
aufmerkſam gewordene Hauswart in ihrer Wohnung zu Groß
Lichterfelde am nächſten Morgen ſich umſah, war die Tochter be-
reits tot und alle Wiederbelebungsverſuche bei ihr blieben erfolg
los. Die Mutter fand man noch lebend auf dem Fußboden liegen.
Sie wurde nach dem Krankenhaus gebracht, wo ſie nach längerer
Zeit von der Gasvergiftung genas. Jhr Gemüt blieb jedoch ver
düſtert, und als ſie ſpäter nach Görlitz zog, ſtellte ein dortiger
Arzt, als die unglückliche Mutter die Anklage erhielt, Schwer
mut ſowie das Vorliegen des S 51 des Strafgeſetzbuchs (Aus
ſchließung der freien Willensbeſtimmung) feſt. Mit Rückſicht
hierauf kamen Staatsanwalt und Gericht zu einer Frei-
ſprechung.

180000 Mark nnterſchlagen.

Bei Emmerich wurde bei dem Verſuch, die holländiſch:
Grenze zu überſchreiten, ein Mann verhaftet, der ſich bei ſeiner
Feſtnahme erſchoß. Es ſtellte ſich heraus, daß der Selbſt
mörder in Lüttich 180 000 Mark unterſchlagen harte.

Exploſion in öſterreichiſchen Munitionsmagazinen.

Aus Wien wird amtlich mitgeteilt: Jn der Nacht von
16. auf den 17. d. M. erfolgte in den militäriſchen Munitione
magazinen am Steinfeld eine Exploſion, der drei Magazine zun
Opfer fielen. Nach den bisher vorliegenden Meldungen beträg
die Zahl der Verletzten etwa 100. Von militäriſcher
Seite ſind noch in der Nacht ungeſäumt alle notwendigen Maß
nahmen zur Hilfeleiſtung eingeleitet und durchgeführt worden
Der Kriegsminiſter hat ſich mit den zur Hilfeleiſtung entſendeter
Organen perſönlich an die Unfallſtelle begeben.

Der Balkanzug entgleiſt.

Der gut beſetzte Balkanzug iſt Sonnabend vormittag 11 Uhr
bei Groß-Karolinenfeld, zwiſchen München und Roſen
heim, entgleiſt. Ein vorausfahrender Güterzug mit Langhol;
hatte einen Baumſtamm verloren, der von der Lokomotive de
Balkanzugs erfaßt wurde. Sie ſtürzte mit dem Gepäckwagen un
Der erſte Perſonenwagen liegt über das Gleis. Menſchenlebe
ſind nicht zu beklagen.

Die Schweſter ermordet.

Der Landmann Vinzent Habryk in Cynkow, Krei
Bendzin, hat ſeine Schweſter Valerie, weil ſie heiraten in
einen Teil des Vermögens erhalten ſollte, ermordet.

Auf die Richter wirkt er in gleichem Maße ein wie
General Doroſchewſki.

Einer der Richter fragte einmal den Anwalt. „Sagen
Sie mal, bitte, was dieſe Komödie mit dem Gericht be-
deuten ſoll? Wozu dieſe Zeitverſchwendung? Beide Par-
teien werden gehört, das letzte Wort des Angeklagten wird
entgegengenommen, es werden viele ganz und gar unnötige
prozeſſnale Formalitäten erledigt, während uns General
Schwejkowſki ſchon vor der Sitzung alles erklärt und das
Schuldmaß angegeben hat. Wir ſind mit ihm vollſtändig
einig geworden und haben beſchloſſen, zwei Angeklagte zum
Tode zu verurteilen.“

Jntereſſant iſt es, daß General Schwejkowſki nach dem
Attentat, in einer Anwadlung von Offenherzigkeit, der
Wahrheit die Ehre gab. Während einer Plauderei mit
ſeinem Arzte gab er zu, daß er ein willfähriges Werkzeug
in Händen der ſtrafenden Regierung war, daß er ſeine
Urteilsſprüche den „Jnſtruktionen“ der Behörde anpaßte,
und daß dieſelben ein Ausfluß ſeiner knechtiſchen Demut,
ſeines Eifers waren. Die Wünſche des Warſchauer General-
gouverneurs Skallon wären für ihn maßgebend geweſen.
Seine Bekenntniſſe ſchloß er mit den Worten: „Urteilen
Sie ſelbſt, mein Herr, was ich eigentlich verbrochen habe?
Was wollen die Leute oon mir? Das iſt doch eine grau-
ſame Behandlung!“

General Schwejkowſki war ſeiner Geſinnung nach ein
bösartiger und grauſamer Menſch. Wie Doroſchewſki, ſo
ſuchte auch er ſeinen höchſten Genuß darin, Menſchen zum
Tode zu verurteilen. Es iſt einmal vorgekommen, daß der
Angeklagte das vorgeleſene Todesurteil nicht verſtand und
Fragen in gebrochenem Ruſſiſch ſtellte.

Schwejkowſki wartete nicht auf den Dolmetſcher, ſondern
velehrte den Angeklagten: „Verſtehſt Du das nicht? Einen
Strick um den Hals und hops auf den Balken!“
Er machte eine unzweideutige Bewegung zum Halſe und
ſtreckte ſeinen Körper gegen die Zimmerdecke. Dann lachte
er herzlich und ſagte, ſich mit Befriedigung die Hände rei-

Mittag eſſen! Wir werden im Klub erwartet! Be
eilen wir uns!

Ein gedankenloſes und dummes Stück Vieh iſt der
dritte Henker, General Milkow. Er fieht aus wie ein ge-
mäſteter Metzger, mit einem kurzen roten Hals. Wenn er
die Verhandlungen leitet, erweckt ſein Mangel an Geiſt,
ſein Stumpfſinn und ſeine Unfähigkeit maßloſes Erſtaunen.
Er ignoriert Geſetz und Vorſchriften, wobei er ein wider-
liches, idiotenhaftes Lachen anſtimmt.

Um ihn genau zu charakteriſieren, genügt es, die An-
gelegenheit eines gewiſſen Fajbuſſak anzuführen. Ange-
klagt waren vier Arbeiter, und zwar auf Grund der Be-
kundungen von drei nichtanweſenden, von der Staatsan-
waltſchaft geladenen Zeugen. Der Staatsanwalt erklärte,
den Prozeß nicht weiter führen zu können, weil er ohne die
Ausſagen der drei Zeugen in eine Sackgaſſe geräte. Die
Verteidiger unterſtützten ſeinen Vertagungsantrag. Mil-
kow dekretierte aber, die Ausſagen der nichtanweſenden
Zeugen ſollen als belanglos angeſehen und die Angelegen-
heit ohne dieſe Zeugen durchgeführt werden.

Dadurch kamen nur die von der Verteidigung gelade-
nen Zeugen in Betracht, die auch ausſchließlich zugunſten
der Angetklagten ausſagten.

Auf Grund dieſer Bekundungen, die die vollſtändige
Unſchuld der Angeklagten ergaben, hatte General Milkow
noch den Mut, drei der Angeklagten zum Tode durch den
Strang zu verurteilen. Worauf ſtützte er ſein Urteil?
Welche Gründe waren für ihn entſcheidend? Keiner
wußte es. Der vierte Angeklagte wurde zu zehn Jahren
Zwangsarbeit verdonnert. Er entging der Todesſtrafe,
weil er kaum ſechzehn Jahre zählte.

Dieſe Gerichtsſitzung hatte einen ausnahmsweiſe qual-
vollen Verlauf. Nur mit Grauen denken die vereidigten
Advokaten daran.

Jn dieſem Falle hatte es General Milkow nicht einmal
für nötig befunden, ſogar den Schein der durch das Kriegs-

Die vier Verurteilten wurden wegen Ermordung eine
Schutzmanns in irgendeinem kleinen Städtchen angeklangt
Gleich nach der Tat hatte man niemand verhaftet. Der
Polizeikommiſſar erfuhr zufällig ſpät den Namen eines
Schuldigen, der unter dem Einfluß gewiſſer Polizeimaß
nahmen ſich zu allem bekannte und noch drei der Polize
verhaßte Perſonen in die Angelegenheit verwickelte.

Während der Verhandlung kam es heraus, welch
„Mittel“ die Polizei zur Erlangung eines „offenen Schuld
bekenntniſſes“ anwandte. Ein Zeuge bekundete, daß ihn die
Koſaken ſo lange mißhandelten, bis ſie ſelber vor Erſchöp
fung zuſämmenknickten und infolgedeſſen von ihrem Opfel
abließen. Ein zweiter Zeuge bewies, daß die „Polize!
maßnahmen“ ihn zwei Wochen lang ans Krankenlager ge
feſſelt hatten. Der Hoſpitalarzt erklärte, daß ein zweiter
Angeklagter bei ihm im Hoſpital zweieinhalb Wochen an
dauernd auf dem Bauche lag, denn ſein Rücken glich eine
zerfetzten Maſſe lebenden Fleiſches.

Dem General Milkow waren dieſe Enthüllungen offen
bar ſehr unangenehm, denn er nahm die Verteidigung i
verſtärktem Maße aufs Korn. Der Gendarmerie-Ritt
meiſter, der auch Kommandant der Warſchauer Baſtille iſt
ſprach dabei laut ſeine Verwunderung ob ſolcher Liberalität
der Regierung aus: „Warum werden denn dieſe Herren
zu den Gerichtsſitzungen zugelaſſen? Es iſt die höchſte Zeit
daß ſie meiner Fürſorge anvertraut werden.“

Die Vernehmung der von der Verteidigung geladenen
Zeugen ging ſehr langſam voran, weil das Gericht ihren
Ausſagen gewöhnlich ſehr wenig Jntereſſe entgegenbringt
und weil es denſelben keine Bedeutung beilegt. Wenn es
geduldig zuhört, ſo nur aus dem Grunde, um einer Kaſſo
tion des Urteils vorzubeugen. Wenn aber die Belaſtung
zeugen ihre Ausſagen machen, nimmt es eine ganz andre
Haltung ein und iſt überaus aufmerkſam.

Als die Zeugen verhört waren, trat die Mittagspauſe
ein.

bend: „Und jetzt, meine Herren, können wir ruhig zu gerichtsgeſetz vorgeſchriebenen Formalitäten zu wahren. Fortſetzung folgt.
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